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Abstract 
Die nach dem Kollaps der bürokratischen Diktaturen entstandene Weltord-

nung der 1990er Jahre, die auf einem bereits zuvor einsetzenden neolibera-

len Gesellschaftsumbau unter US-amerikanischer Dominanz beruhte, löst 

sich auf. Die Regierungen begegnen der Erderhitzung mit selektiven und un-

gleichen Anpassungsstrategien, die in barbarische Zustände münden. Zu-

gleich verschärfen sich die imperialistischen Rivalitäten. Die russische Füh-

rung knüpft an der zaristisch-großrussischen Ideologie an und verbindet 

diese mit einer neuen Form faschistischer Herrschaft. Der Krieg gegen die 

ukrainische Bevölkerung dient der Ausweitung russischer Einflusszonen. 

Mit der Präsidentschaft von Trump etabliert sich auch in den USA eine au-

toritäre Herrschaftsform. Die US-Regierung will die Welt in Einflusssphären 

aufteilen und die europäischen Staaten fragmentieren. Die Staatsführun-

gen um Trump und Putin treiben den nationalkonservativen und faschisti-

schen Aufstieg voran. Seit der russischen Invasion in der Ukraine hat sich 

die globale Aufrüstung massiv beschleunigt, während soziale und demokra-

tische Errungenschaften durch Austeritätspolitik unter Druck geraten. Aber 

wie können wir den Widerstand der Ukraine gegen die russische Besat-

zung, die demokratischen und gesellschaftlichen Errungenschaften in Eu-

ropa gegen äußere und innere Bedrohungen verteidigen und zugleich den 

sozialökologischen Umbau vorantreiben? Eine ökosozialistische Orientie-

rung, die ökologische, soziale und militärische Sicherheit für ganz Europa 

vereint, ist zu entwickeln. Daraus resultieren verschiedene Dilemmata. 

 

Stichwörter: 

Krieg – Erderhitzung – selektive Anpassung – fossiles Kapital –Aufrüstung 

– Sicherheit – Ukraine – Russland – Europa 

 

 



Christian Zeller 

130 emanzipation · 10.1, März 2026, S. 129–160 

Die 1945 entstandene Weltordnung endete 1990 als die bürokratischen 

Diktaturen in sich zusammenstürzten und die Verheißungen des Neolibe-

ralismus, der bereits 15 Jahre vorher seinen Siegeszug antrat, weltweit Er-

wartungen an Prosperität und Freiheit auslösten. Nun bricht auch diese ne-

oliberale Weltordnung zusammen, die lange Zeit von den Versprechungen 

der neoliberalen Globalisierung unter der militärischen und finanziellen 

Dominanz der USA zusammengehalten wurde. Das Finanzkapital sitzt zwar 

weiterhin auf der Kommandobrücke und setzt auf hohe Erträge in den Be-

reichen fossile Energien, Technologie, Künstliche Intelligenz und Rüstung 

(Machado und Louçã 2026). Doch China schickt sich als aufstrebende im-

perialistische Macht an, die Dominanz der USA zu brechen. Russland be-

lebt seine eigene imperialistische Tradition und will – gestützt auf seine Öl- 

und Gasbestände und mit einer Mischung von zaristischer und faschisti-

scher Herrschaftstechnik (Budraitskis 2022) – kriegerisch seine eigene 

Einflusszone ausweiten, übernimmt sich dabei aber, hat wichtige Verbün-

dete verloren und wird wahrscheinlich Einfluss verlieren. Die USA sind ge-

willt ihre Dominanz auch mit großen Kriegen zu verteidigen, wie sie das mit 

ihrem am 28. Februar 2026 begonnen Feldzug gegen den Iran brutal de-

monstrieren. Dessen wirtschaftliche und politische Tragweite ist enorm, al-

lerdings noch kaum abzuschätzen.1 

In den 1990er und 2000er Jahren gingen die Rüstungsausgaben in Eu-

ropa zurück, die Armeen wurden reduziert und zugleich professionalisiert, 

damit sie rasch und beweglich anderswo auf der Welt einsetzbar wurden, 

um die Interessen der imperialistischen Staaten durchzusetzen. Ab Mitte 

der 2010er Jahre setzte eine Trendwende ein, die durch die russische An-

nexion der ukrainischen Halbinsel Krim und die de facto Besetzung der Re-

gionen Luhansk und Donezk durch Russland 2014 verstärkt wurde. Die 

Rüstungsausgaben stiegen wieder an und explodieren seit Beginn der rus-

sischen Vollinvasion gegen die ukrainische Bevölkerung am 24. Februar 

2022 geradezu. Die gegenwärtigen Befürchtungen, dass die Trump-Admi-

nistration ihre Sicherheitsgarantie für Europa aufkündigen wird, verunsi-

chern die europäischen Regierungen. Sie antworten mit massiver Aufrüs-

tung und einem allgemeinen Militarisierungsdiskurs.2 Der Deutsche Bun-

destag und Bundesrat haben im Dezember 2025 Maßnahmen beschlossen, 

die später zu einer Wehrpflicht erweitert werden können.  

 
1  Allerdings konnte ich den US-israelischen Krieg gegen den Iran, den mehrere euro-

päische Regierungen dulden oder unterstützen, in diesem Beitrag nur ansatzweise 
verarbeiten. 

2  Breit und qualitativ verstanden heißt Militarisierung eine Gesellschaft auf die Bedürf-
nisse Militärwesens auszurichten beziehungsweise ein Gemeinwesen militärischen 
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Die „Zeitenwende“ umfasst viele Dimensionen. Sie trifft Ökosozia-

list:innen und die gesamte Linke unvorbereitet. In der gegenwärtigen 

Phase sehen wir3 uns zunehmend mit Herausforderungen konfrontiert, die 

dringend Antworten erfordern, für die wir aber nicht einfach auf Lehrbü-

cher oder willkürliche historische Analogien zurückgreifen können.  

Das Ziel dieses Artikels ist es, einige zentrale Dynamiken zu identifizieren, 

die zu berücksichtigen sind, um fundamentale ökologische und gesellschaftli-

che Anliegen in einer Perspektive transnationaler Solidarität in einer Weise zu 

vereinen, die den Sicherheitsbedürfnissen der Menschen auf dem europäi-

schen Kontinent Rechnung trägt. Diese Analyse benennt die Herausforderung 

der Erderhitzung und der abrupten Veränderungen des Erdsystems, die sich 

zuspitzende imperialistische Rivalität und das Bestreben der imperialisti-

schen Großmächte die Welt in Einflusssphären sowie die sich mit der Aufrüs-

tung verschärfende Austeritätspolitik. Der Widerstand der ukrainischen Be-

völkerung gegen die russische Besatzung ist ein zentraler Faktor für die wei-

tere Entwicklung in Europa. Die transnationale Solidarität mit demokrati-

schen Kämpfen gegen die Diktaturen und Besatzungsmächten sowie mit an-

tiimperialistischem Widerstand – sei dies in der Ukraine, Palästina, Syrien, 

Iran, Venezuela oder anderswo – ist ein unabdingbarer Teil jeder emanzipa-

torischen und ökosozialistischen Orientierung. Aus dieser Bestandsaufnahme 

leitet sich in Europa die Frage ab, wie wir die Notwendigkeit der Defossilisie-

rung, also des sozialökologischen Um- und Rückbaus des Produktions- und 

Energiesystems, und den Widerstand gegen die Austeritätspolitik in Einklang 

bringen mit der bewaffneten Unterstützung des ukrainischen Widerstands ge-

gen die russische Besatzung und mit einer europäischen Orientierung, die das 

Bedürfnis nach Schutz aller Menschen ernst nimmt.  

Im anschließenden Beitrag „Gesellschaftliche Sicherheit statt imperia-

listischer Unsicherheit in Europa“ skizziere ich die Herausforderungen, die 

sich stellen, um dieses Trilemma aufzulösen (Zeller 2026b). Auf dieser 

Grundlage entwerfe ich eine „Ökosozialistische Strategie der sozialen, öko-

 
Anforderungen zu unterwerfen. Ein enges und quantitatives Verständnis von Milita-
risierung bezeichnet die Ausstattung des Staates mit militärischen Einrichtungen und 
Gütern. „Der Globale Militarisierungsindex des Internationalen Konversionszent-
rums Bonn (BICC) definiert Militarisierung im quantitativen Sinne als die den staat-
lichen Streitkräften zur Verfügung stehenden Mittel und Kapazitäten.“ (bpb 2011)  

3  Wenn ich hier in der ersten Person plural schreibe, schließe ich alle ein, die für einen 
ökosozialistischen Umbau von Produktion und Reproduktion, für demokratische und 
nationale Selbstbestimmung sowie für Selbstorganisierung der arbeitenden Klassen 
eintreten und sich jenseits geopolitischer Konstellationen auf die Seite der Unter-
drückten, Diskriminierten und Ausgebeuteten stellen. Siehe auch die Vorstellung von 
emanzipation (https://emanzipation.org/about-1/). 

https://emanzipation.org/about-1/
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logischen und militärischen Sicherheit“, die eine programmatische Orien-

tierung im Sinne einer Übergangsstrategie vorschlägt, die über kapitalisti-

schen Zwänge hinausweist (Zeller 2026c). 

Im ersten Abschnitt benenne ich die planetaren Grenzen und die auto-

ritäre selektive Anpassung durch das Kapital als zentrale Herausforderung. 

Im zweiten Abschnitt beschreibe ich gegenwärtige Bestrebungen zur Neu-

aufteilung der Welt in imperialistische Einflusszonen, die Aufrüstungswelle 

und den Widerstand dagegen. Der dritte Abschnitt geht kurz auf die Aus-

teritätspolitik ein, die unter dem Vorwand der erhöhten Rüstungsausgaben 

durchgesetzt wird. Die Notwendigkeit einer transnational solidarischen 

Perspektive erkläre ich im vierten Abschnitt. Der fünfte Abschnitt schließt 

mit einem Zwischenfazit im Hinblick auf die Entwicklung einer europäi-

schen ökosozialistischen Orientierung und Strategie, die soziale, ökologi-

sche und militärische Sicherheit miteinander verknüpft.  

 

1 Planetare  Grenzen und selektive Anpassung  an die 

Erderhitzung  

Der Angriff Russlands auf die Ukraine, der Genozid des Staates Israel am 

palästinensischen Volk und der US-israelische Krieg gegen den Iran haben 

dazu beigetragen, dass die Erderhitzung weitgehend aus der öffentlichen 

Debatte verdrängt wurde. Aber die Erderhitzung beschleunigt sich und das 

verbleibende Budget der Emissionen von Treibhausgasemissionen um mit 

50 % Wahrscheinlichkeit die Erderhitzung auf 1,5 °C zu begrenzen, ist weg-

geschmolzen (Friedlingstein, et al. 2025). Die UNEP (2025) und die IEA 

(2025) modellieren in ihren realitätsnahen Szenarios einen weiteren An-

stieg des Verbrauchs fossiler Energieträger (Zeller 2025a). Das Erdsystem 

verändert sich abrupt und wird alle sozialen Konflikte prägen. Deshalb 

muss jede emanzipatorische Perspektive auf den abrupten Veränderungen 

des Erdsystems basieren. 

Große Teile der Erde, darunter zahlreiche Megastädte, werden wahr-

scheinlich innerhalb weniger Jahrzehnte nicht mehr bewohnbar sein. 

Wenn die derzeitige Nicht-Klimapolitik fortgesetzt wird, wird sich die Tem-

peraturnische, in der sich die menschliche Gesellschaft entwickeln konnte, 

in den nächsten fünf Jahrzehnten stärker verändern als jemals zuvor in den 

letzten 6000 Jahren. Je nach Bevölkerungswachstum und globaler Erwär-

mung werden ein bis drei Milliarden Menschen nicht mehr unter den kli-

matischen Bedingungen leben, die in den letzten 6000 Jahren herrschten. 

Milliarden von Menschen werden ihre Wohngebiete verlassen müssen. Die 
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potenziell am stärksten betroffenen Regionen gehören zu den ärmsten der 

Welt (Xu, et al. 2020; Lenton, et al. 2023). 

Die Erderhitzung wird den Wasserkreislauf verändern und zu Wasser-

knappheit führen. Viele Regionen, darunter auch große Stauseen, könnten 

bereits in den 2020er und 2030er Jahren einem hohen Risiko für lange ext-

reme Dürren und Wassernotlagen und nur kurzen Erholungsphasen zwi-

schen den Dürren ausgesetzt sein. Dazu zählen der Mittelmeerraum, das 

südliche Afrika und Teile Nordamerikas (Ravinandrasana und Franzke 

2025). Diese vielfältigen und teilweise miteinander interagierenden Prozesse 

werden zur Auslöschung eines Teils der armen Weltbevölkerung führen. 

Die globale wirtschaftliche Entwicklung muss in diesem Rahmen be-

trachtet werden. Die Weltwirtschaft befindet sich seit der großen Krise von 

2008 in einer Stagnationsphase. Die Krise, die im Herbst 2019 begann und 

durch die Pandemie massiv verschärft wurde, offenbart auch die Orientie-

rungslosigkeit der herrschenden Kapitalfraktionen. Es gibt keine Anzei-

chen dafür, dass die wirtschaftlichen und politischen Krisen in den imperi-

alistischen Kernländern bald gelöst werden können (Chesnais 2022; 

Roberts 2025b). Der russische Krieg gegen die ukrainische Bevölkerung, 

der israelische Krieg gegen das palästinensische Volk und der US-israeli-

sche Krieg gegen den Iran verschärfen die Krisentendenzen. Der Hype um 

Künstliche Intelligenz hat in den USA zwar zu massiven Investitionen in 

diesem Bereich geführt, aber kaum Auswirkungen in der übrigen Ökono-

mie gehabt, um eine Tendenzwende bewirken (Roberts 2025a). 

Die imperialistische Rivalität und der Materialverbrauch durch Waffen-

produktion und -einsatz werden zu einem massiven Anstieg der Treibhaus-

gasemissionen führen. Beispielhaft seien hier die Zahlen aus den USA ge-

nannt. Das US-Verteidigungsministerium ist weltweit der größte instituti-

onelle Verbraucher von Petroleum und Emittent von Treibhausgasen. Der 

Anteil der US-amerikanischen Rüstungsindustrie beläuft sich auf rund 15 

% der gesamten industriellen Treibhausgasemissionen in den USA 

(Crawford 2019). In den meisten Staaten ist der Militärsektor eine wichtige 

Emissionsquelle. Die Aufrüstungswelle wird eine substanzielle Verringe-

rung der globalen Erwärmung kurzfristig unmöglich machen und damit in-

nerhalb weniger Jahrzehnte nicht nur Millionen, sondern Milliarden von 

Menschen direkt in ihrer physischen Reproduktion gefährden.  

Krieg, Rüstungsindustrie und militärische Logistik sind seit dem 19. 

Jahrhundert maßgebliche Ursachen ökologischer Katastrophen. Sie sind 

Ausdruck des Krieges gegen die Natur (Serfati 2024). Gleichzeitig sind mi-

litärische Mittel im 21. Jahrhundert selbst zu einer zentralen Methode ge-
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worden, auf diese Katastrophen zu reagieren. Das nennt Cukier (2025) mi-

litarisme environnemental. Der Militarismus ist sowohl eine der Ursachen 

als auch eine wesentliche Reaktion auf die Erderhitzung und deren gesell-

schaftlichen Konsequenzen. 

Die Universität der deutschen Bundeswehr publizierte jüngst eine „In-

terdisziplinäre Klimarisiko-Einschätzung“, die sie gemeinsam mit dem 

Potsdam Institut für Klimafolgenforschung, dem Nachhaltigkeits-Think-

tank adelphi research und dem Bundesnachrichtendienst erstellte. Der Be-

richt greift oben bereits erwähnte Ergebnisse der Erdsystem- und Klima-

forschung auf. Er beschreibt die wirtschaftlichen und menschlichen Ver-

luste durch die Erderhitzung, darunter Störungen sicherheitsrelevanter 

Lieferketten. Klimaveränderungen erhöhten das Risiko militärischer Kon-

flikte: Der Verlust von Lebensgrundlagen, Rivalität um Flächen und Mig-

ration lösten Gewalt und Staatszerfall aus – mit Folgen für die Sicherheit 

Deutschlands und Europas. Bis 2050 dürfte die Nahrungsmittelproduktion 

um sechs bis 14 % sinken, und Hunger sowie Ernährungsunsicherheit wie-

der zunehmen. Bei einem Temperaturanstieg um 2,7° C könnten bis zu 

39 % der Weltbevölkerung außerhalb der „Klima-Nische“ leben; bis 2050 

werde mit 44 bis 216 Millionen Binnenmigrant:innen gerechnet. Der Wett-

bewerb um Rohstoffe und Märkte der Energiewende verschärfe sich, ins-

besondere mit China. Die zunehmend eisfreie Arktis gewinne als Schiff-

fahrtsroute und Rohstoffgebiet an Bedeutung. Russland sehe dadurch seine 

Nordflanke bedroht, da gegnerische Kräfte diese neuen Seewege nutzen 

könnten. Es stärke deshalb seine militärische Präsenz. Die Klimafolgen ver-

stärkten zudem soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten in der EU, wäh-

rend gemeinsame Katastrophenprogramme begrenzt blieben – was in-

nereuropäische Spannungen verschärfe (metis 2025). 

Angesichts dieser „Klimarisiko-Einschätzungen“ setzen die Imperialis-

men ihre militärische Stärke ein, um in der verschärften Rivalität um Öl 

und Gas, seltene und teure Mineralien, seltene Erden, Ackerland und sogar 

Wasser ihre Ansprüche mit Gewalt durchzusetzen, sei es in Afrika, Asien, 

Europa oder anderswo. Ihre Methode zur Anpassung an die Erderhitzung 

ist die Militarisierung der Gesellschaft und der Grenzen sowie die Ausgren-

zung einer immer größer werdenden Zahl überflüssig gemachter Men-

schen. Das bedeutet, dass auch die europäischen Mächte ihre militärische 

Stärke einsetzen wollen, um ihre kolonialen Ambitionen durchzusetzen. 

Das ist nicht neu, wird aber eine neue Qualität aufweisen. 

Der Imperialismus stützt sich zwingend auf die fossilen Energieträger 

und muss zugleich den steigenden Energiebedarf durch erneuerbare Ener-

gien abdecken, die aber notwendigerweise auf günstige Ressourceninputs 

https://metis.unibw.de/assets/pdf/Nationale_Interdisziplinaere_Klimarisiko-Einschaetzung.pdf
https://metis.unibw.de/assets/pdf/Nationale_Interdisziplinaere_Klimarisiko-Einschaetzung.pdf
https://www.pik-potsdam.de/
https://adelphi.de/
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angewiesen sind (Zeller und Kreilinger 2025). Darum werden sich die Be-

mühungen verstärken, Produktion und Reichtum aus der Arbeit der abhän-

gigen und kolonialisierten Bevölkerungen zu kontrollieren, zu erschließen 

und günstig einzuverleiben. Die Imperialismen zielen verstärkt auf die die 

Absicherung beziehungsweise Neugestaltung der globalen Energiemärkte 

und die Durchsetzung einer imperialistisch kontrollierten selektiven An-

passung an die gesellschaftlichen Katastrophen, die aus der Veränderung 

des Erdsystems und der Erderhitzung erwachsen. Kommende imperialisti-

sche Kriege zielen unter diesen Bedingungen nicht nur auf die Ausbeutung 

und Aneignung von Mehrwert sowie die Plünderung ökologischer Ressour-

cen, sondern sind auch auf das Überleben der kapitalistischen Produktions- 

und Lebensweise als solcher, ausgerichtet. Die imperialistischen Mächte 

suchen nach Strategien, sich an die zunehmende ökologische Zerstörung 

anzupassen, und zwar auf Kosten ihrer Rivalen und vor allem gegen die 

Masse der Armen auf der Welt. Russlands Besatzungskrieg gegen die ukra-

inische Bevölkerung, Israels genozidale Vernichtung der palästinensischen 

Gesellschaft in Gaza und systematische Terrorisierung der Menschen im 

Westjordanland, die blutige Unterdrückung des Aufstands im Iran mit Tau-

senden von Toten, der US-israelische Krieg gegen den Iran und der Putsch, 

um Venezuela zu einer Rohstoffkolonie zu unterwerfen, lassen erahnen, zu 

welchen Schritten Herrschende bereit sind, um ihre Expansionsprojekte 

durchzusetzen und ihre Herrschaft abzusichern. 

Die Kapitalherrschaft sieht sich zunehmend vor die Herausforderung ge-

stellt, Katastrophen und Brüche auf unterschiedlichen Ebenen zu verwalten, 

deren Wirkungen kleinzuarbeiten und räumlich, gesellschaftlich und zeit-

lich zu verlagern. Das geschieht im Zuge einer Rekonfigurierung des globa-

len Kapitalismus. Die Kapitalherrschaft passt sich der Erderhitzung an. Da-

rum sind Produktion, Profitlogiken und Imperialismus neu zu organisieren. 

Auf die Erderhitzung und die abrupten Veränderungen des Erdsystems ant-

worten die herrschenden Kapitalgruppen und die Staatsbürokratien mit ei-

ner Strategie der ungleichen „selektiven Anpassung“ (vgl. Cukier 2025) zu-

gunsten der Reichen und zulasten der arbeitenden Klassen und der be-

herrschten Völker. Mindestens sechs Tendenzen unterminieren die ökologi-

sche und gesellschaftliche Sicherheit eines großen Teils Weltbevölkerung. 

• Die staatlich errichteten CO₂-Märkte und -Kompensationsverfahren 

brachten keine Energiewende, sondern schufen „grüne“ Finanzprodukte 

mit möglichst geringen finanziellen Risiken. Neue Technologien, strate-

gisch wichtige Rohstoffe und Materialien sowie die erneuerbaren Ener-

gien ergänzen die fossile Basis des Kapitals. Es gibt keine Energiewende, 

vielmehr eine Energieaddition. Die großen Finanz- und Ölkonzerne 
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starten eine weitere Runde des fossilen Extraktivismus und der damit ein-

hergehenden Investitionen in die Ölexploration und -förderung. Diese 

fossile Offensive wird von den imperialistischen Staaten institutionell un-

termauert und vom Finanzkapital getrieben (Zeller 2023). 

• Die Staaten verlegen sich zunehmend auf einen klimatechnischen 

Solutionismus. Dazu zählen Carbon Capture and Storage, Direct Air 

Capture und Geoengineering. Auch die Vorhaben für „resiliente Städte“, 

die Debatten um „Smart Cities“ und „Safe Cities“ zielen nicht auf die 

erforderliche Defossilisierung der Ökonomie, sondern auf die ungleiche 

selektive Anpassung an die kommenden Katastrophen.  

• Die Rhetorik der Anpassung hat einen imperialistischen und kolo-

nialistischen Charakter. Denn gestützt auf die ungleichen Verhältnisse 

der Welt werden die reichen Gesellschaften Ressourcen mobilisieren 

können, um sich an die Erderhitzung anzupassen. Den armen Gesell-

schafen auf der Welt bleiben diese Möglichkeiten verschlossen. Den 

Menschen verbleibt nur noch die Migration als Anpassung. Das läuft auf 

eine sozial und räumlich sehr ungleiche selektive Anpassung und 

schließlich die Zerstörung gesellschaftlicher Zusammenhänge hinaus. 

• Teile des Kapitals tendieren zu einem fossilen Faschismus, einer 

Herrschaftsform zur autoritären Verstetigung der fossilen Grundlagen 

des Kapitalismus. Hierfür sind oppositionelle gesellschaftliche und po-

litische Verbindungen zu zerschlagen. Patriarchale Dominanz und mas-

kuline Lebensweisen sowie reaktionäre und technizistische Beschleuni-

gungsideologien, die soziale Herausforderungen technisch kleinarbei-

ten und niederhalten wollen, untermauern dieser Entwicklung. Dieser 

fossile Faschismus paart sich mit einem weißen Suprematismus und 

Rassismus. 

• Die drei führenden fossilen Staaten – die USA, Russland und Saudi-

Arabien – stützen ihre Macht auf den Export fossiler Treibstoffe. Sie 

tragen mittlerweile rund ein Drittel der weltweiten Ölförderung und ha-

ben damit die OPEC überrundet. Die USA waren bislang an relativ nied-

rigen Ölpreisen interessiert, während Russlands Kriegsmaschine auf 

hohe Ölpreise angewiesen ist. Alle drei Staaten verfolgen eine Strategie, 

die Energiemärkte zu dominieren und den Übergang zu erneuerbaren 

Energien zu verhindern (Mitrova und Corbeau 2025). China setzt stär-

ker auf erneuerbare Energien, baut jedoch die fossile Infrastruktur 

ebenfalls stark aus und stärkt die Verbindungen mit Saudi-Arabien 

(Hanieh 2024). 

• Die neuen imperialistischen Kriege – wie der Krieg gegen den Iran – 

zielen einerseits darauf ab die Energiemärkte zu kontrollieren, eine 
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technologische Hegemonie zu erlangen und die aus der Erderhitzung 

erwachsenden gesellschaftlichen Verwerfungen – also Migration, Er-

oberungs- und Plünderungskriege, Revolten und Aufstände militärisch 

kleinzuarbeiten. Doch Regierungen beginnen Kriege keineswegs nur 

aus ökonomischen Gründen. Die Unterdrückung herrschaftsbedrohli-

cher Selbstbestimmung und die Durchsetzung reaktionärer Ideologien 

sind starke Motive, um Feldzüge zur Einverleibung von Territorien und 

Schwächung oder sogar Zerstörung anderer Gesellschaften zu begin-

nen. Die im Dezember 2025 publizierte Sicherheitsstrategie der USA 

zielt ganz offen in diese Richtung (The White House 2025). 

Jede global ausgerichtete emanzipatorische ökosozialistische Perspek-

tive muss die Veränderungen des Erdsystems als Ausgangspunkt für ihre 

konkrete Positionierung zu einem umfassenden Verständnis von Sicher-

heit, einschließlich ökologischer, sozialer und militärischer Sicherheit nehmen. 

Auch die laufende Militarisierung in Europa ist in diesen Kontext zu stellen. 
 

2 Neuaufteilung der Welt, Aufrüstung und Militarisierung  

Mehrere Entwicklungen führen in ihrem Zusammenwirken dazu, dass die 

Frage der militärischen Sicherheit zu einem zentralen Feld der politischen 

Auseinandersetzung wurde. Die russische Vollinvasion gegen die Bevölke-

rung in der Ukraine hat die Debatten zur „Zeitenwende“ ausgelöst. Auch 

der von den Staaten Nordamerikas und Europas orchestrierte Genozid in 

Gaza, die von Trump und Putin angestrebte Aufteilung der Ukraine, die 

mangelnde Unterstützung des ukrainischen Widerstands durch die euro-

päischen Staaten, der militärische Putsch der USA in Venezuela, die Dro-

hungen der US-Führung gegen weitere Staaten in Lateinamerika, die ange-

kündigte Übernahme Grönlands durch die USA und der US-israelische 

Krieg gegen den Iran sind Elemente einer grundsätzlichen Veränderung der 

Weltordnung. Die sich zuspitzende imperialistische Rivalität, die langan-

haltende wirtschaftliche Stagnation, der Aufstieg nationalkonservativer 

und faschistischer Kräfte und die Aufrüstung setzten bereits vorher ein. 

Aber der russische Krieg und der anhaltende ukrainische Widerstand prä-

gen diese Dynamik entscheidend für Europa. Ich skizziere hier wesentliche 

Elemente, die für eine ökosozialistische Orientierung zu verarbeiten sind. 

 

2.1 Russischer Krieg und Aufteilung der Welt  

Die Unterstützung der USA und der europäischen Regierungen für die Uk-

raine war seit Beginn der russischen Großinvasion am 24. Februar 2022 
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halbherzig. Erst nachdem die anfänglich schwach organisierte ukrainische 

Armee mit massiver ziviler Beteiligung die russischen Truppen aus Kyjiw 

zurückgeschlagen hatte und sich die Invasionsarmee auf die Eroberung des 

Ostens und Südens der Ukraine konzentrierte, begannen die westlichen Re-

gierungen die Ukraine mit großem Militärgerät zu unterstützen.4 Es ging 

weder den USA noch den europäischen Staaten darum, der Ukraine zum 

Sieg zu verhelfen, sondern um eine relative Schwächung des Putin-Re-

gimes, um später mit demselben, nunmehr gestauchten Regime wieder 

wirtschaftliche Beziehungen aufzunehmen. 

US-Präsident Trump vollzog einen Kurswechsel. Er strebt eine Überein-

kunft mit dem Putin-Regime zur Neuaufteilung der Einflusssphären an. 

Mit diesem teilt er sowohl die Verteidigung des fossilen Sektors als auch 

ideologische Gemeinsamkeiten. Trump verdeutlichte diesen Kurs mit der 

Anfang Dezember 2025 publizierten Sicherheitsstrategie (The White 

House 2025; Zeller 2026a). Er bekräftigt den traditionellen Anspruch der 

USA nach kompletter Dominanz in der eigenen Hemisphäre, also von 

Grönland bis Feuerland, unmissverständlich. Mit dem militärischen Putsch 

am 3. Januar in Venezuela und dem am 28. Februar 2026 eröffneten Krieg 

gegen den Iran haben die USA der ganzen Welt unmissverständlich de-

monstriert, dass sie bereit sind, ihre Interessen kriegerisch durchzusetzen. 

In dieser Logik hat Trump bereits weiteren Staaten Gewalt angedroht. Be-

merkenswerterweise beteiligen sich die meisten europäischen Regierungen 

aktiv an der Zerstörung des Völkerrechts. Israels Barbarei gegen die Men-

schen in Gaza bereitete weitere barbarische Akte gegen die Menschen im 

Libanon und Iran vor. 

Um zu einem „Deal“ mit dem Putin-Regime zu gelangen, strebt die 

Trump-Administration die Aufteilung der Ukraine und möglichweise wei-

terer Gebiete in Osteuropa an. Sie will die Ukrainer:innen dazu zwingen, 

sich der gesellschaftlich katastrophalen Teilung ihres Landes zu unterwer-

fen. Russland akzeptiert im Gegenzug militärische Interventionen der USA 

in Südamerika. Die Arktis und die im Zuge der Erderhitzung sich öffnenden 

neuen Schiffsrouten durch das Polarmeer lassen sich mehr oder weniger 

kooperativ erschließen und kontrollieren. Unter dieser Voraussetzung 

würde sich Russland auch kaum einer US-Kontrolle von Grönland wider-

setzen. Die Führung des US-Imperialismus will sich verstärkt der Ausei-

nandersetzung mit dem aufstrebenden Rivalen China widmen, was aber die 

 
4  Deutschland beispielsweise lieferte von 2008 bis 2022 deutlich mehr Rüstungsgüter 

an Russland als an die Ukraine. Sogar nach der Krim-Annexion erhielt Russland wei-
terhin mehr Waffen und Munition aus Deutschland als die Ukraine (Zahlen aus 
Destatis 2025: Außenhandel, Code 51000-0008). 
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Möglichkeit zulässt, auch mit der chinesischen Führung die Aufteilung der 

Einflusszonen in Südostasien auszuhandeln und in einem solchen Rahmen 

Taiwan der Staats- und Parteibürokratie der VR China zu überlassen.  

Die russische Staatsführung geht davon aus, von der Erderhitzung zu 

profitieren und bereitet sich auf eine spezifische Form der selektiven An-

passung vor. So erschließt Russland eine neue Schiffsroute von Asien durch 

das Polarmeer nach Europa. Es kann damit die industriellen Großräume 

Asiens rascher mit Europa verbinden. Bodenschätze lassen sich dank der 

Erderwärmung einfacher erschließen. Schätzungsweise befinden sich 46 % 

aller russischen Seltenen Erden in der Region Murmansk und 30 % in der 

Region Sakha. Rosatom und Rosneft besitzen die beiden größten Lagerstät-

ten von Seltenen Erden, einschließlich einer Lagerstätte in Murmansk, wo 

sich rund 24 % der Lithium Reserven Russlands befinden sollen. Die sich 

daraus ergebenden Geschäftsmöglichkeiten sind von großer geopolitischer 

Bedeutung und Gegenstand der Verhandlungen zwischen dem Trump- und 

dem Putin-Regime. Bereits im September in Folge des Trump-Putin-Tref-

fens in Alaska wurde berichtet, Putin biete den USA die gemeinsame Plün-

derung von Ressourcen im Osten seines Kolonialreichs an. Im Gegenzug 

solle aber Trump die Ukraine zur Aufgabe weiter Teile des Landes bewegen 

(Denysenko und Ivanyuk 2025). Tatsächlich zielt der Paragraph 13 des so-

genannten 28-Punkte-Plans, den Trumps Gesandter Steve Witkoff und der 

Putin-Beauftragte Kirill Dmitriev als „Arbeitsdokument“ aushandelten und 

am 21. November bekannt wurde, genau in diese Richtung. Russland solle 

in die Weltwirtschaft reintegriert, die Sanktionen schrittweise aufgehoben 

und Russland wieder zu den G8 eingeladen werden. Konkret steht im Do-

kument: „Die Vereinigten Staaten werden ein langfristiges Abkommen über 

wirtschaftliche Zusammenarbeit zum gegenseitigen Nutzen in den Berei-

chen Energie, natürliche Ressourcen, Infrastruktur, künstliche Intelligenz, 

Rechenzentren, Projekte zur Gewinnung von Seltenerdmetallen in der Ark-

tis und andere für beide Seiten vorteilhafte Unternehmensmöglichkeiten 

abschließen.“ (Financial Times 2025; Cancian und Snegovaya 2025). Die-

ser Punkt wurde in der öffentlichen Diskussion kaum erwähnt. Aus der 

Sicht des russischen und US-amerikanischen Kapitals ist er allerdings ent-

scheidend, nicht zuletzt im Kontext der Erderhitzung. Angeblich verhan-

delten die beiden Regierungen über riesige gemeinsame Investitionspro-

jekte in der Höhe von 12 Billionen USD (The Economist 2026). Der US-

amerikanische Anspruch auf Grönland ist ein wichtiger Baustein dieser 

geoökonomischen und geopolitischen Orientierung. Damit können die 

USA die Kontrolle der neuen Nordroute Russland nötigenfalls streitig ma-

chen, was relevant für die europäisch-chinesischen Beziehungen ist. 
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Im Rahmen dieser Bemühungen überrascht es nicht, dass Trump der 

Ukraine die direkte militärische Unterstützung entzogen hat. Zwischenzeit-

lich versprach er, ihr weiterhin Defensivwaffen zu liefern, sofern die euro-

päischen Staaten diese bezahlen. Das US-Verteidigungsministerium hat 

2025 mehrfach die ukrainischen Verteidigungsbemühungen offen sabotiert 

und sogar Waffenlieferungen, die bereits in Polen waren, blockiert, wie eine 

grandios recherchierte Analyse der New York Times dokumentierte 

(Entous 2025). Die USA gaben im März 2025 bekannt, die geheimdienstli-

chen Informationen für die Ukraine zu suspendieren. Der französische Prä-

sident Macron prahlte am 15. Januar 2026, dass Frankreich nun zwei Drit-

tel der Geheimdienstinformationen für die Ukraine übermittle. Die tatsäch-

lichen Beziehungen sind aber unklar (Irish 2026). 

Putin deutete hin und wieder Verhandlungsbereitschaft an, um die 

Sanktionen zu lockern, womit er teilweise erfolgreich ist. Allerdings stieg er 

in keiner Weise auf die wohlwollenden Angebote der Trump-Administra-

tion ein, Russland den Osten der Ukraine einzuverleiben. Im Gegenteil, die 

russische Führung intensivierte in den Wintermonaten die Angriffe gegen 

die Ukraine deutlich, sowohl gegen die Menschen in den Städten als auch 

an der Front und setzte dabei auch neue und teure ballistische Mittelstre-

ckenraketen als Signal an die europäischen Staaten ein. Trump beantwor-

tete das zumindest verbal mit einer Erhöhung des wirtschaftlichen Drucks 

auf Russland, vor allem mit Sanktionen gegenüber wichtigen Handelspart-

nern Russlands (wie beispielsweise Indien), die weiterhin Öl und Gas aus 

Russland beziehen. Eine weitere Achse Trumps bestand darin, den Ölpreis 

zu senken, was sich rasch nachteilig auf die russische Kriegsführung aus-

wirken würde. Allerdings strichen die USA im Dezember 2025 still und 

kommentarlos Sanktionen gegen Unternehmen, die sogar militärische Gü-

ter nach Russland liefern (USDT 2025; Murdoch 2025).  

Die USA und die Golf-Staaten verschossen alleine in den ersten fünf Ta-

gen des Krieges gegen den Iran 800 Patriot-Raketen zur Flugabwehr, mehr 

als die Ukraine in den ganzen vier Jahren Abwehrkampf zur Verfügung 

hatte (Miller 2026). Die USA wären in der Lage gewesen, die ukrainischen 

Städte zu schützen. Sie haben das bewusst nicht getan. Die US-Regierung 

lockerte am 6. März 2026 sogar die Sanktionen gegen die russischen Ölver-

käufe an Indien, um allfälligen Knappheiten und Preisexplosionen auf dem 

Ölmarkt zu begegnen (Schipani, et al. 2026). Jenseits der sich rasch verän-

dernden Verhandlungskonjunkturen bleibt das strategische Ziel der 

Trump-Administration unverändert ein Abkommen mit den Herrschern 

im Kreml abzuschließen. Die USA beendeten die direkte militärische Un-

terstützung der Ukraine im März 2025 (siehe 2.2). 
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2.2 Europäische Ambiguität  gegenüber der Ukraine  

Die europäischen Staaten haben ihre militärische Hilfe von Anfang an be-

schränkt und ihre Sanktionen gegenüber Russland bleiben inkonsequent. 

Viele Staaten, ganz besonders Deutschland und Italien, lassen es zu, dass 

Unternehmen ihrer Länder umfangreiche Handelsbeziehungen mit ihren 

russischen Geschäftspartnern betreiben, vorwiegend über scheinbare Zwi-

schenstationen in einigen Nachbarländern wie Kirgistan, Armenien und 

Georgien. Sie akzeptieren auch, dass auf diese Weise Produkte zur Waffen-

produktion nach Russland exportiert werden (Brooks 2024; Zeller 2024).5 

Die europäischen Regierungen versprechen viel, bleiben aber inkonse-

quent, sowohl in Bezug auf Waffenlieferungen als auch Wirtschaftssankti-

onen gegen Russland. Seit Beginn der russischen Großinvasion zielten die 

europäischen Regierungen nie auf eine Niederlage Russlands, sondern auf 

dessen Schwächung und eine neue Übereinkunft mit dem Kreml. Sie unter-

stützen die Ukraine bloß mit angezogener Handbremse. Die Diffamierung 

des ukrainischen Widerstands durch campistische6 Strömungen der Lin-

ken und reaktionäre Rechte als Stellvertretungskrieg ist haltlos. Es ist of-

fensichtlich, dass die Ukrainer:innen einen Verteidigungskrieg für die Un-

abhängigkeit führen, mit oder ohne Hilfe der USA und der europäischen 

Staaten, allerdings im Kontext imperialistischer Rivalität. 

Angeblich zur Unterstützung der Ukraine und zur Abwehr möglicher 

weiterer russischer Aggressionen präsentierte die Europäischen Kommis-

sion im März 2025 das Weißbuch zum „Rearm Europe“ Programm über die 

europäische Verteidigungsbereitschaft 2030 (European Commission 

2025). Das Europäische Parlament bestätigte dieses Dokument am 12. 

März als Grundlage für die Aufrüstungspolitik. Das anschließend in Readi-

ness 2030 umbenannte Programm soll primär die Finanzierung der Auf-

rüstung der einzelnen Staaten erleichtern und die strategische Abhängig-

keit der EU von den USA im Bereich der Rüstung reduzieren (Clapp, et al. 

 
5  Auch im Jahr 2025 exportierten Unternehmen aus mehreren europäischen Ländern 

über Drittländer Waren nach Russland. Siehe Robin Brooks: Exports from various 
countries to Kyrgzstan. 16. Feb. 2026 https://x.com/robin_j_brooks/sta-
tus/2023416217655255517, Exports from various countries to Armenia, 16. Feb. 2026 
https://x.com/robin_j_brooks/status/2023416217655255517, Exports from Ger-
many, Italy, Poland, Lithuania to Kyrgyzstan, 16. Feb. 2026 https://x.com/ro-
bin_j_brooks/status/2023416217655255517. 

6  Campistische Strömungen in der Linken betrachten primär die weltweite geopoliti-
schen Konstellation zwischen den großen Lagern (camps). Sie argumentieren, dass 
der US-Imperialismus der Hauptfeind sei und sich deshalb die Linke auf die Seite 
jener Mächte stellen sollen, die sich den USA widersetzen. Das führt dazu, dass diese 
Strömungen auch brutale Diktaturen akzeptieren und den Widerstand der örtlichen 
Bevölkerung gegen diese Diktaturen nicht unterstützen. 

https://x.com/robin_j_brooks/status/2023416217655255517
https://x.com/robin_j_brooks/status/2023416217655255517
https://x.com/robin_j_brooks/status/2023416217655255517
https://x.com/robin_j_brooks/status/2023416217655255517
https://x.com/robin_j_brooks/status/2023416217655255517
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2025: 3f). Das erwähnte Weißbuch widmet bloß das fünfte seiner neun Ka-

pitel der militärischen Unterstützung der Ukraine. Es verlangt Programme 

zur verstärkten Bereitstellung von großkalibriger Artilleriemunition, Luft-

abwehrsystemen, Drohnen, Ausbildung und Ausrüstung von Armeebriga-

den und sieht finanzielle Unterstützung für die ukrainische Verteidigungs-

industrie vor. Eine Aussage zum Schutz der ukrainischen Städte vor dem 

Massenterror des russischen Staates fehlt. Ansonsten hat das Dokument 

nichts mit der Ukraine zu tun. Es beschreibt allgemeine Sicherheitsansprü-

che und imperialistische Anliegen (European Commission 2025:10-12). 
 

 
Abbildung 1 | Zugewiesene Militärhilfen für die Ukraine nach Geberländern 

(Trebesch und Nishikawa 2026) 
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Abbildung 2 | Insgesamt der Ukraine zugewiesene Hilfen nach Geberländern in Pro-

zent des Bruttoinlandprodukts 

Diese Abbildung zeigt die gesamten bilateralen Zuweisungen an die Ukraine in Prozent 

des BIP der Geberländer für 2021 zwischen dem 24. Januar 2022 und dem 31. 

Dezember 2025. Die BIP-Daten für 2021 stammen von der Weltbank. Zuweisungen sind 

definiert als Hilfe, die bereits geleistet wurde oder deren Leistung festgelegt wurde 

(Trebesch, et al. 2026). 

Die Abbildung beinhaltet bilaterale 

Zuweisungen an die Ukraine. 

Zuweisungen sind definiert als Hilfe, 

die bereits geleistet wurde oder deren 

Leistung festgelegt wurde. Nicht 

enthalten sind private Spenden, 

Unterstützung für Flüchtlinge 

außerhalb der Ukraine und Hilfe durch 

internationale Organisationen. Die 

Daten zur Hilfe der Europäischen 

Union umfassen die EU-Kommission 

und den Rat, den EPF und die EIB. 
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Die Autor:innen einer im März 2025 publizierten Studie des Kieler In-

stituts für Weltwirtschaft errechneten die Kosten, die den europäischen 

Ländern und Institutionen entstehen würden, wenn Trump die US-Hilfe 

für die Ukraine komplett fallen lassen würde. Um die USA als Geber von 

militärischer, finanzieller und humanitärer Hilfe für die Ukraine vollstän-

dig zu ersetzen, müssten die EU-Staaten zusätzlich 0,21 % des BIP ausge-

ben. Das ist viel weniger als die Beträge der Aufrüstungswelle und wäre 

problemlos verkraftbar (Irto, et al. 2025). 

Die USA fuhren ihre Militärhilfen für die Ukraine mit dem Antritt von 

Präsident Trump sofort radikal unter. Seit März 2025 fließt kein Geld mehr, 

weder für Militärhilfe noch für finanzielle und humanitäre Unterstützung 

(Abbildung 1). Im Frühjahr 2025 steigerten die europäischen Staaten ihre 

Unterstützung für die Ukraine zunächst kurzfristig, reduzierten sie an-

schließend aber wieder. Der Beschluss der Staats- und Regierungschefs der 

EU am 19. Dezember 2025, der Ukraine 90 Milliarden Euro Finanzierungs-

hilfe für die nächsten zwei Jahre zur Verfügung zu stellen erhöhte schließ-

lich die Gesamtsumme der zugesagten Unterstützung deutlich. Immerhin 

übertrifft seit März / April 2025 die gesamte Militärhilfe der europäischen 

Staaten jene der USA.  

Die NATO liefert keine Waffen an die Ukraine, koordiniert aber die bi-

laterale militärische Hilfe der Mitgliedstaaten sowie das PURL-Programm 

(Prioritised Ukraine Requirements List), in dessen Rahmen NATO-Staaten 

Waffen in den USA kaufen, um sie an die Ukraine zu liefern (NATO 2025). 

Vom 24. Januar 2022 bis 31. Dezember 2025 leisteten die europäischen 

Staaten 201,35 Mrd. EUR bilaterale Regierungshilfe und davon 91,29 Mrd. 

EUR Militärhilfe, wobei die bislang zugesagten gesamten Hilfen sich auf 

380,09 Mrd. EUR belaufen. Die USA leisteten 115,33 Mrd. EUR Regie-

rungshilfe und 64,62 Mrd. EUR Militärhilfe an die Ukraine. Die gesamte 

Militärhilfe für die Ukraine war 2025 also niedriger als in allen anderen 

Kriegsjahren. Im September und Oktober überwiesen die europäischen 

Staaten der Ukraine nur noch rund 4,2 Mrd. EUR an Militärhilfe. Die aktu-

ellen europäischen Militärhilfen reichen nicht um die eingestellte US-Un-

terstützung zu ersetzen. Die Hilfe erfolgt sehr ungleich (Abbildung 2). 

Deutschland und die nordischen Länder tragen den Großteil der Hilfe nach 

dem Ausstieg der USA (Trebesch und Nishikawa 2026; Trebesch, et al. 

2026: Fig. 2, 8; Kiel Institut 2025). Doch im Verhältnis zur Leistungsfähig-

keit ihrer Volkswirtschaften (Stand 2021) liegen Dänemark (9,95 Mrd. 

EUR), die Baltischen Staaten (7,37 Mrd. EUR), Norwegen (5,62 Mrd. 

EUR), Schweden (7,94 Mrd. EUR) und Finnland (3,03 Mrd. EUR) deutlich 

an der Spitze. Sie verwendeten für ihre gesamte Unterstützung der Ukraine 
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zwischen 1,3 und 3,25 % ihres BIP von 2021. Das Vereinigte Königreich 

verwendete hierfür 0,73 % (14,28 Mrd. EUR), Deutschland 0,70 % (20,01 

Mrd. EUR), Frankreich 0,30 % (5,97 Mrd. EUR) und Italien 0,16 % (1,7 

Mrd. EUR) des Bruttoinlandprodukts (Trebesch, et al. 2026: Fig. 3, 4). 

Die EU zelebrierte ihre Ambiguität als am 19. Dezember ihre Staats- 

und Regierungschefs beschlossen, der Ukraine 90 Milliarden Euro Finan-

zierungshilfe für die nächsten zwei Jahre zur Verfügung zu stellen und da-

für Schulden auf den Finanzmärkten aufzunehmen, für die Zinsen zu be-

zahlen sind. Zuvor hatte Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 

angestrebt, die eingefrorenen Vermögenswerte der russischen Zentralbank 

in der Höhe von insgesamt 210 Milliarden Euro zu beschlagnahmen, um 

sie als Garantie für einen massiven Kredit an die Ukraine einzusetzen. Doch 

auf Druck der belgischen, französischen und italienischen Regierungen 

bleiben russischen Vermögensbestände unangetastet und generieren für 

die Finanzinstitute, die sie verwalten, weiterhin riesige Zinserträge. Die EU 

zieht es vor, notfalls die Schulden auf die Bürger:innen abzuwälzen, anstatt 

das russische Kapital für seine Verbrechen bezahlen zu lassen (Zeller 2025b). 

Unterdessen blockierte Ungarn sogar die Überweisung dieses Kredits an 

die Ukraine. 

Die europäischen Regierungen könnten die Ukraine wirksamer unter-

stützen, die wirtschaftlichen Sanktionen zielgerichtet einsetzen und verhin-

dern, dass zahlreiche europäische Unternehmen diese Sanktionen systema-

tisch brechen. Sie könnten der russischen Antikriegs-Opposition unter die 

Arme greifen. Das alles tun sie nicht, weil sie weder die Niederlage des Pu-

tin-Regimes noch seinen Sturz anstreben. Sie sind vielmehr bestrebt, nach 

Kriegsende – nötigenfalls auf dem Rücken der ukrainischen Bevölkerung – 

wieder lukrative Wirtschaftsbeziehungen mit ihren dann geschwächten 

russischen Partner:innen aufzunehmen.  
 

2.3 Aufrüstung  treibt autoritäre und totalitäre Tendenzen  voran  

Auf dem NATO-Gipfel vom 24. und 25. Juni 2024 verpflichteten sich die 

Mitglieder unter dem Druck von Trump, fünf Prozent des Bruttoinlands-

produkts für Verteidigungsausgaben aufzuwenden. Bundeskanzlers Fried-

rich Merz will die deutsche Armee zur „stärksten konventionellen Armee in 

Europa“ machen. Die europäischen Regierungen instrumentalisieren den 

Widerstand der Ukraine, um ihre eigene Aufrüstungswelle zu rechtfertigen. 

Weder das 800-Milliarden-Euro-Remilitarisierungsprogramm der Europä-

ischen Kommission noch das 5 % BIP-Ziel der Militärausgaben der NATO 

sind erforderlich, um den dringenden militärischen Bedarf der Ukraine zu 
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decken. Die Aufrüstungswelle setzte bereits vor Beginn der russischen 

Großinvasion in der Ukraine ein. Die Ursachen für die Aufrüstung, die Mi-

litarisierung und deren konkrete Ausprägungen gehen weit über den russi-

schen Krieg gegen die ukrainische Bevölkerung hinaus. Sie sind auch eine 

Antwort auf die langanhaltende Stagnationstendenz, die Zuspitzung impe-

rialistischen Rivalität und die offensichtliche Unmöglichkeit unter kapita-

listischen Bedingungen die Erderhitzung substanziell abzubremsen. Sie 

sind zudem ein Ausdruck der Strategie der selektiven Anpassung an die Er-

derhitzung (siehe Abschnitt 2 und Serfati 2024, 2025; Cukier 2025). 

Claude Serfati weist darauf hin, dass ein beträchtliches theoretisches 

Defizit beim Verständnis des Verhältnisses von Staat, Kapital und militäri-

schem Apparat auch unter kritischen materialistischen Staatstheoriker:in-

nen besteht. Die militärisch-industriellen Systeme der mächtigsten Staaten 

befinden sich an der zentralen Kreuzung der wirtschaftlichen und politi-

schen Sphären und nehmen damit eine ganz besondere Machtstellung ein. 

Serfati argumentiert, dass die organische Integration von politischer Legi-

timität und industrieller und technologischer Macht die militärisch-indust-

riellen Systeme zum totalitären Kern der Gesellschaften mache. Mit „tota-

litär” meint er nicht, dass moderne Gesellschaften heute von faschistischen 

Regimes beherrscht werden, sondern einen laufenden Prozess, der sich aus 

der Logik dieser Systeme ergibt. Die Staatsbürokratie und die militärisch-

industriellen Systeme, die nach dem Zweiten Weltkrieg entstanden sind, 

entwickelten sich zu einem spezifischen Machtapparat mit seinen eigenen 

Interessen und Handlungslogiken. Eine zentrale Komponente dieses 

Machtapparats sind die großen Digitalkonzerne (Apple, Microsoft, Ama-

zon, Alphabet, Meta, Nvidia und Tesla) geworden, die eine dominierende 

Erscheinung des gegenwärtigen Finanzkapitals sind. Sie beherrschen Tech-

nologien, die sie zu Schlüsselakteur:innen des US-amerikanischen militä-

risch-industriellen Systems in den USA machen und damit die Außen- und 

Innenpolitik des Staates entscheidend prägen (Serfati 2026). 

Die Aufrüstungswelle ist global (Tabelle 1). Die weltweiten Verteidi-

gungsausgaben stiegen von 2,24 Billionen US-Dollar im Jahr 2023 auf 2,46 

Billionen US-Dollar im Jahr 2024. Das reale Wachstum stieg von 3,5 % im 

Jahr 2022 und 6,5 % im Jahr 2023 auf 7,4 % im Jahr 2024. Die USA leisten 

sich mit großem Abstand die größten Rüstungsausgaben. Sie gaben im Jahr 

2024 968 Milliarden USD für Rüstungsgüter aus. Das ist nur etwas weniger 

als die anderen Top-15-Staaten zusammen ausgegeben haben. Die Rüs-

tungsausgaben der NATO-Länder übersteigen jene Russlands deutlich 

(IISS 2025: 13). US-Präsident Trump kündigte am 8. Januar 2026 sogar 

an, die Rüstungsausgaben im Jahr 2027 auf 1,5 Billionen USD von 1 Billion 
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im Jahr 2026 hochzuschrauben, um das „Dream Military“ zu schaffen (The 

White House 2026; McLeary, et al. 2026).7 Diese horrenden Steigerungen 

drücken aus, dass sich die USA langfristig auf umfassende imperialistische 

Kriege vorbereiten. China verdoppelte seine Rüstungsausgaben inflations-

bereinigt seit 2010 auf 309 Milliarden USD im Jahr 2025. 

Ein internationaler Vergleich der Ausgaben in US-Dollar spiegelt jedoch 

nicht die tatsächlichen Aufrüstungsbemühungen wider. Denn einzelne 

Länder können die Rüstungsgüter wesentlich günstiger produzieren und 

von verbündeten Ländern beziehen als andere. Darum ist ein Vergleich auf 

Basis der Kaufkraftparität, die um die Kaufkraft der Währungen in ihren 

Heimatländern bereinigt ist, herbeizuziehen. Allerdings unterscheiden sich 

die Methoden sowohl der Berechnung der Militärausgaben zu laufenden 

Preisen als auch bei der Umrechnung in Kaufkraftparitäten. Die Unter-

schiede fallen vor allem bei China und der Ukraine ins Auge. 

Die gesamten russischen Verteidigungsausgaben stiegen 2024 real um 

42 % auf 13,1 Billionen Rubel. Das entspricht 146 Milliarden USD in lau-

fenden Preisen und Wechselkursen, allerdings 462 Milliarden US-Dollar 

auf Basis der Kaufkraftparität (nach PPP). Im Vergleich dazu stiegen die 

 
7   Vergleiche die informative Seite „Military budget of the United States“ von Wi-

kipedia https://en.wikipedia.org/wiki/Military_budget_of_the_United_States 

Tabelle 1 | Die größten Militärbudgets im Jahr 2024 

 Milliarden 
USD zu lau-
fenden Prei-
sen und 
Wechselkur-
sen (IISS) 

Milliarden USD 
zu laufenden 
Preisen und 
Wechselkur-
sen 
(Robertson) 

Milliarden 
USD in PPP 
(Kaufkraftpa-
rität) nach 
IISS 

Milliarden 
USD in PPP 
(Robertson) 

Militärbudget 
pro Kopf 
(laufende 
USD) (IISS) 

Militärbudget 
in % des BIP 
(IISS) 

USA 968,0 997 968,0 997 2831 3,32 

China 235,0 313,7 476,7 567 166 1,29 

Russland 145,9 149 461,6 401 854 5,51 

Deutschland 96,0 88,5  96 1022 1,83 

Großbritannien 81,1 81,8  86 1184 2,26 

Indien 74,4 86  308 53 1,91 

Saudi-Arabien 71,7    1963 6,52 

Frankreich 64,0 64,7  91 937 2,02 

Japan 53,0 55,3  91 430 1,30 

Südkorea 43,9 47,9  99 842 2,35 

Australien 36,4 33,9   1360 2,02 

Italien 35,2 38,0  60 578 1,48 

Israel 33,7    3589 6,39 

Ukraine 28,4 64,8  183 797 15,43 

Polen 28,4 38,0  62 723 3,25 

Europa insg. 457,0    632  

(IISS 2025: 13, 52, 152, 520-525; Robertson 2022, 2025) 

https://en.wikipedia.org/wiki/Military_budget_of_the_United_States
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europäischen Verteidigungsbudgets, einschließlich derjenigen des Verei-

nigten Königreichs und der EU-Mitgliedstaaten, im vergangenen Jahr um 

fast 12 % auf 457 Milliarden US-Dollar. Da die USA ihre Sicherheitsgaran-

tien für europäischen Staaten möglicherweise zurückfahren oder reduzie-

ren, ist es sinnvoll, die USA aus der Gleichung rauszunehmen (McGerty 

und Dewey 2025; Rathbone 2025). Sinnvollerweise ist auch die Türkei mir 

ihrer größten Truppenstärke vom europäischen Potential abzuziehen, da 

sie sich aus einem zugespitzten Konflikt zwischen Russland und europäi-

schen Staaten eher raushalten wird. 

Das „Rearm Europe“ Programm nimmt die Mitgliedstaaten der EU in 

die Pflicht, sich militärisch aufzurüsten, um die eigene internationale Posi-

tion zu stärken. Es offenbart allerdings auch, dass es einen europäischen 

Imperialismus nicht gibt und die nationalen Imperialismen fortbestehen. 

Der Aufbau einer europäischen Armee steht nicht auf der Tagesordnung. 

Mit der massiven Aufrüstung versuchen die europäischen Staaten ihre 

Position in der weltweiten imperialistischen Rivalität auszubauen und ihr 

Abschreckungspotential gegenüber Russland zu verstärken. Diese Aufrüs-

tung dient jedoch keineswegs bloß der Verteidigung, sondern soll die Posi-

tion der nationalen Imperialismen in Europa im weltweiten Kampf um Ein-

flussgebiete, Absatzmärkte und die Sicherung strategischer Rohstoffe ge-

währleisten und die sogenannte „Energiesicherheit“ garantieren. Der fran-

zösische Präsident Macron verkündete am 21. Dezember 2025, dass Frank-

reich trotz angespannter Staatsfinanzen für rund zehn Milliarden Euro  

einen neuen atomar betriebenen Flugzeugträger bauen werde, der ab 2038 

den Vorgänger Charles de Gaulle ersetzen solle. Gleichentags gab Macron 

die Intensivierung der „strategischen Partnerschaft“ mit den Vereinigten 

Arabischen Emiraten bekannt, die über den französischen Panzer Leclerc 

und das Kampfflugzeug Rafale verfügen (Le Monde 2025) und ihren Ein-

fluss als expansive Macht in Teilen Afrikas (u.a. in Sudan) ausbauen. Es ist 

offensichtlich, dass derartige Waffenabkommen und „strategische Partner-

schaften“ nichts mit der Verteidigung der Ukraine, der Sicherheit in Osteu-

ropa oder im Baltikum und auch nicht in Frankreich oder der EU zu tun 

haben, sondern den imperialistischen Ansprüchen und Projekten des fran-

zösischen Kapitals dienen. Dabei sei nochmals ausdrücklich auf den aus-

schließlich französischen, nicht europäischen Charakter dieses Aufrüs-

tungsvorhaben verwiesen. Allerdings ist eine genauere Analyse der Waffen-

systeme zu leisten, um die Vorhaben besser einzuschätzen. 

Das militärische Potential der europäischen Staaten steht mehreren 

Herausforderungen gegenüber. Das zentrale Problem ist, dass die strategi-

schen Waffensysteme in Europa weitgehend von den USA abhängig sind. 



Übergang zur Barbarei? Klima, Krieg und ökosozialistische Dilemmata der Sicherheit 

emanzipation · 10.1, März 2026, S. 129–160 149 

Dazu kommt, dass kaum eine Armee in Europa der dynamischen Entwick-

lung des Drohnenkriegs hinterherkommt. Die Kampfführung mit Drohnen 

verändert sich im Krieg in der Ukraine mittlerweile im Monatstakt. 

Exponent:innen des EU-Apparats und Politikberater:innen unterschied-

licher politischer Orientierung argumentieren für eine strategische Autono-

mie der Europäischen Union gegenüber den USA bei den militärischen  

Kapazitäten und in zahlreichen wirtschaftlichen Belangen. Der Begriff fin-

det sich seit 2013 in Dokumenten der EU und bringt die eigenständigen 

internationalen Einfluss-, Macht- und Sicherheitsinteressen der EU zum 

Ausdruck, wird aber unterschiedlich interpretiert (Borrell 2020). Seit die 

Trump-Administration zunehmend deutlicher die Kohärenz der NATO in 

Frage stellt, haben die Diskussionen über strategische Autonomie der EU 

im Militärbereich eine besondere Brisanz angenommen. Doch aufgrund 

der verflochtenen Produktions- und Innovationssysteme, der langjährigen 

systemischen Integration und Unterordnung der europäischen Staaten in 

die Waffensysteme und den Finanzsektor der USA sowie der daraus resul-

tierenden Pfadabhängigkeiten ist dieses Ziel kurzfristig unerreichbar. 

NATO-Generalsekretär Mark Rutte bezeichnete die NATO Anfang März  

treffend als „power protection projection platform for the United States“ 

(Reuters 2026). Nicht zu vergessen: Der US-Dollar ist weiterhin die Welt-

währung. Die europäischen Staaten sind weit davon entfernt strategische 

Autonomie in der Energieversorgung zu erlangen. Dazu kommt, dass sich 

die europäischen Regierungen aufgrund ihrer unterschiedlichen wirt-

schaftlichen und politischen Verflechtungen und Interessen kaum auf ein 

gemeinsames Konzept strategischer Autonomie einigen können. 

 

2.4 Erpressung mit Atomwaffen  bringt uns Barbarei näher  

Das Putin-Regime drohte im Verlauf des Krieges mehrfach – am deutlichs-

ten angesichts der erfolgreichen ukrainischen Gegenoffensive im Herbst 

2022 – mit dem Einsatz von Atomwaffen und beeinflusste damit wirksam 

die öffentliche Diskussion in mehreren Ländern in Europa. Das wirft meh-

rere folgenreiche Fragen auf. Wenn eine Atommacht mit bloß angedeuteten 

Drohungen die Unterstützung des Widerstands gegen ihre Besatzungsfeld-

züge abwürgen kann, läuft das darauf hinaus, dass die anderen Mächte 

diese Drohung ernstnehmen und akzeptieren. Das würde in letzter Konse-

quenz bedeuten, dass Widerstand und gesellschaftliche Veränderungen ge-

gen einen derartigen Staat kaum noch möglich wären. Angegriffene oder 

Oppositionelle müssten zurückweichen, sobald die Atommacht glaubwür-

dig mit einem Atomwaffeneinsatzes droht oder einen solchen nur andeutet. 
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Darum sind die Stimmen in der Friedensbewegung und Linken, die mei-

nen, die Ukraine könne gegen die Atommacht Russland nicht gewinnen 

und müsse sich fügen, hochproblematisch. Sie entwaffnen letztlich jeden 

Widerstand gegen eine Atommacht. Berechtigten Widerstand gegen eine 

Atommacht aufgeben setzt aber eine gefährliche Dynamik in Gang, die 

schließlich auf ein Gewaltmonopol von Atommächten hinausläuft und die 

Welt einen Schritt näher in die geopolitische Barbarei führt. 

Darum bleibt kaum eine andere Möglichkeit übrig, als Atomdrohungen 

energisch entgegenzutreten und die Hebelwirkung der Atommacht nicht zu 

akzeptieren beziehungsweise den politischen Preis des Einsatzes von Atom-

waffen unermesslich hochzutreiben. Inwiefern die Konstellation einer ge-

genseitig gesicherten Zerstörung (mutually assured destruction) – wie 

während des sogenannten Kalten Kriegs – durch Atomwaffen die Sicher-

heit erhöht haben, bleibt umstritten. Vergessen wir nicht, dass im Schatten 

der gegenseitig zugesicherten Zerstörung des Kalten Krieges zahlreiche 

Kriege mit unermesslichen Zerstörungen stattfanden, so der französische 

Krieg in Algerien, der US-amerikanische Krieg in Vietnam, den russischen 

Krieg in Afghanistan und zahlreiche Kriege in Asien und Afrika (Pelopidas 

2024, 2025) 

Atommächte könnten in Versuchung geraten taktische Atomwaffen mit 

einer begrenzten Zerstörungswirkung einzusetzen. „Konventionelle“ Waf-

fen mit großer Zerstörungskraft, chemische und biologische Waffen und 

taktische Atomwaffen lassen sich nicht scharf voneinander abgrenzen. Je 

gezielter sie einsetzbar sind, desto kleiner ist die Hürde sie tatsächlich ein-

zusetzen. Wobei allein der Besitz dieser Systeme nicht nur ein Abschre-

ckungs-, sondern auch Bedrohungs- und Erpressungspotential verleiht.  

Als Sicherheit gegen Angriffe und Invasionen streben darum weitere 

Länder nach Atomwaffen. Hätte die Ukraine die ihrigen nicht im Rahmen 

des Budapest-Abkommens von 1994 zugunsten von Sicherheitsgarantien, 

die nichts wert waren, abgegeben, hätte die russische Führung wohl mehr 

gezögert, die Vollinvasion im Februar 2022 loszutreten, aber nur bei einer 

wirklich glaubwürdigen Einsatzdrohung. 

Die Forderung nach einer gegenseitigen und parallel garantierten Ab-

schaffung der Atomwaffen bleibt wichtig, allerdings lässt sich diese nur mit 

dem Aufbau einer globalen Bewegung auf die Tagesordnung der politischen 

Auseinandersetzung bringen. Angesichts der sich zuspitzenden imperialis-

tischen Rivalität entspricht die Forderung nach Abschaffung der Atomwaf-

fen einer Übergangsforderung, die der Entmachtung der herrschenden 

Klassen und des Kapitals gleichkommt. 
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3 Austerität  bringt soziale Unsicherheit  

Merz und Macron stellen die anlaufende Welle von Sozialabbau und An-

griffen auf die Lohnabhängigen explizit in den Kontext der „gemeinsamen 

Sicherheit“ in Europa. Da sie die Steuerlast für die Vermögenden nicht er-

höhen wollen und eine Steigerung der Verschuldung in einigen Ländern an 

die Grenzen der Tragfähigkeit stößt, wollen sie die Kosten der enormen 

Aufrüstung auf die Lohnabhängigen abwälzen. Die meisten Regierungen 

Europas bereiten eine neue umfassende Austeritätswelle vor. 

Der deutsche Bundeskanzler Merz verkündete Ende August 2025: „Wir 

leben seit Jahren über unsere Verhältnisse“. Er mahnte energische Refor-

men der Sozialsysteme an. Er stellte diese Drohungen explizit in den euro-

päischen Zusammenhang und der Sicherheitspolitik. „Außenpolitik ist Si-

cherheitspolitik und Friedens- und Freiheitspolitik für Deutschland. Euro-

papolitik in Brüssel und in Straßburg ist Innenpolitik und Wirtschaftspoli-

tik für Deutschland.“8 Marcon äußerte sich mehrfach ähnlich. 

Die führenden Kapitalgruppen und die Regierungen wollen die noch 

verbliebenen sozialen Errungenschaften, die die Arbeiter:innenbewegung 

in früheren Jahrzehnten und während der prosperierenden Zeit der langen 

Aufstiegsphase nach dem Zweiten Weltkrieg durchsetzte, niederreißen. Die 

Lohnabhängigen sollen sich vollständig dem Primat der Wettbewerbsfähig-

keit und der Steigerung der Profitraten unterwerfen. Die Gewerkschaften 

und sozialen Bewegungen können kaum relevanten Widerstand entwickeln 

und die klassischen linken Parteien schaffen es nicht eine glaubwürdige Al-

ternative zu entwickeln. Das ruft faschistische, nationalkonservative und 

sozialkonservative Demagog:innen auf den Plan. Sie verdrehen die Situa-

tion: Wegen der Unterstützung der Ukraine gebe es nun Sozialabbau. Tra-

gischerweise polemisieren jene Teile der Linken, die ihre internationale So-

lidarität nur selektiv für diejenigen Bewegungen reservieren, die sich gegen 

westliche Imperialismen auflehnen, in dieselbe Richtung.  

Zusammenfassend sind zwei Sachverhalte klarzustellen: Erstens, die 

wirklichen Gründe für die Aufrüstungswelle liegen nicht beim russischen 

Krieg gegen die Ukraine. Zweitens, die neue Austeritätswelle lässt sich 

nicht mit der Unterstützung der Ukraine begründen. Aus einer emanzipa-

torischen und ökosozialistischen Perspektive sind diese Aufrüstungspro-

jekte grundsätzlich abzulehnen. Es ist prinzipiell nicht vertretbar, sich auf 

die Seite imperialistischer Ansprüche, auch der europäischen, zu stellen.  

 
8  „Leben seit Jahren über unsere Verhältnisse“: Kanzler Merz mahnt entschiedene Sozialrefor-

men an – SPD irritiert“, Tagesspiegel, 30. August 2025 https://www.tagesspiegel.de/politik/leben-
seit-jahren-uber-unsere-verhaltnisse-kanzler-merz-mahnt-entschiedene-sozialreformen-an-14251319.html 

https://www.tagesspiegel.de/politik/leben-seit-jahren-uber-unsere-verhaltnisse-kanzler-merz-mahnt-entschiedene-sozialreformen-an-14251319.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/leben-seit-jahren-uber-unsere-verhaltnisse-kanzler-merz-mahnt-entschiedene-sozialreformen-an-14251319.html
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Es gilt genauer hinzuschauen. Die Gegenüberstellung von militärischer 

Sicherheit und sozialer Sicherheit durch die Konservativen und Liberalen, 

die weite Teile der Linken übernehmen, nur gegensätzlich argumentiert, 

bietet den populistischen Rechten und Faschist:innen ein Einfallstor für 

ihre Polemik gegen die Unterstützung der Ukraine. Sie eröffnet ihnen die 

Chance, den sozialen Kahlschlag zum Anlass für ihre xenophoben und ras-

sistischen Kampagnen zu nehmen. 

Eine solidarische Politik muss darin bestehen, erstens die Rüstungspro-

jekte genau auf ihren Zweck zu überprüfen – helfen sie der Ukraine oder 

nicht – und zweitens sind zur Finanzierung strikt die Vermögen der Rei-

chen herbeizuziehen.  

 

4 Transnationale Solidarität, auch in Europa  

Solidarität mit der bedrohten palästinensischen Bevölkerung, mit der kur-

dischen Selbstverwaltung in Nordostsyrien und den Volksbewegungen in 

Lateinamerika gehört seit Jahrzehnten zu den linken Selbstverständlich-

keiten. Viele linke Strömungen verunglimpfen dagegen den ukrainischen 

Widerstand gegen den russischen Imperialismus als Stellvertretungskrieg 

in den Diensten der NATO. Das ist Ausdruck eines einseitigen Verständnis-

ses von Imperialismus, der Missachtung des Grundsatzes der Selbstbestim-

mung und vor allem eine Verhöhnung der kämpfenden Bevölkerung. Dass 

es die Linke in Europa verpasst hat, eine breite Solidaritätsbewegung mit 

dem ukrainischen Widerstand gegen den russischen Imperialismus aufzu-

bauen, ist ein Scheitern historischen Ausmaßes und zwingt zu einer Neu-

formierung solidarischer und emanzipatorischer Kräfte. 

Internationale Solidarität mit den Unterdrückten, Ausgebeuteten und Dis-

kriminierten gehört zu den Grundprinzipien einer emanzipatorischen Poli-

tik und war immer Bestandteil der klassischen Arbeiter:innenbewegung. In 

bestimmten Phasen spielten Solidaritätsbewegungen mit streikenden Ar-

beiter:innen und Befreiungskämpfe eine große Rolle. Ich erinnere bei-

spielsweise an den Bergarbeiter:innenstreik in England 1984 oder an die 

Solidaritätsbewegungen mit den Befreiungskämpfen in Irland, Algerien, 

Vietnam, Palästina und Kurdistan, dem Kampf gegen das Apartheid-Re-

gime in Südafrika und mit den Befreiungsbewegungen in Lateinamerika. 

Obwohl diese nationalen Befreiungsbewegungen allesamt problematische 

und autoritäre Aspekte hatten und haben, war ihr Kampf berechtigt. Der 

Widerstand der Ukrainer:innen gegen die russischen Besatzungstruppen 

ist ein berechtigter nationaler Abwehrkampf, und zwar ungeachtet, welche 
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Politik die ukrainische Regierung unter Präsident Selenskyj verfolgt und 

inwiefern er von imperialistischen Mächten unterstützt oder bekämpft wird. 

Die Solidarität mit dem ukrainischen Widerstand gegen die russischen 

Invasionstruppen und mit den sozialistischen, feministischen, demokrati-

schen und anarchistischen Kräften, den Gewerkschaften, Fraueninitiativen 

und Umweltverbänden in der Ukraine, die gegen die russische Invasion 

kämpfen und sich zugleich der neoliberalen Politik der Regierung Selenskyj 

entgegenstellen, ist entscheidend für die Zukunft aller emanzipatorischen 

Bewegungen in ganz Europa. Die transnationale Solidarität mit dem ukra-

inischen Widerstand ist nicht nur grundsätzlich wichtig, sondern ist unmit-

telbar praktisch für die Lohnabhängigen in ganz Europa notwendig. 

Die russischen Besatzungstruppen schreiten in der Ukraine unter gro-

ßen Verlusten langsam voran. Das faschistische Regime in Russland orien-

tiert sich auf die Wiederherstellung und Ausweitung des zaristischen Rei-

ches (Budraitskis 2022, 2023). Eine unabhängige und einigermaßen demo-

kratische Ukraine mit einer Bevölkerung, die mit den Revolten der „oran-

gen Revolution“ 2004 und der „Maidan-Revolution“ 2013-14 ihr demokra-

tisches Selbstbewusstsein enorm gestärkt hat, ist für ein autoritäres Russ-

land eine ständige Gefahr (Pirani 2022). Auch die demokratischen Bewe-

gungen in Georgien und Kasachstan und die Ambitionen der unterdrückten 

Nationen in Russland selbst sind für das Herrschaftssystem im Kreml ge-

fährlich. Darum will der Kreml sie ausschalten.  

Das Putin-Regime befindet sich mittlerweile in einer Eigenlogik des Krie-

ges und einer „Flucht nach vorn“. Es kann keiner Vereinbarung zustimmen, 

die den gegenwärtigen eigenständigen Charakter der Ukraine mit einer Kon-

trolle über weiterhin rund 80% des Territoriums festschreibt. Das käme einer 

politischen Niederlage gleich. Darum hat sich das Regime längst auf einen lan-

gen Krieg eingestellt, die Wirtschaft auf eine Kriegsökonomie umgestellt und 

die russische Bevölkerung militarisiert. Die Kriegsökonomie füttert den Krieg 

und stützt sich auf ihn. Sie ist auf den Krieg angewiesen. Die zugespitzte Riva-

lität um die Neuaufteilung der imperialistischen Einflusszonen gepaart mit 

der Notwendigkeit die ökonomische Schwäche durch militärische Stärke aus-

zugleichen und das Projekt der Wiederherstellung des russischen Reichs kom-

binieren sich nun mit der genannten Eigenlogik des Krieges. Darum bedroht 

die russische Propaganda die baltischen Staaten und Moldau. Das heißt nicht 

zwingend, dass Russland diese Staaten militärisch offen angreifen wird. Die 

Bedrohung zielt vielmehr auf eine systematische Destabilisierung, die unter-

schiedliche propagandistische, politische und militärische Methoden kombi-

niert (Perekhoda 2025). Damit kann es dem Putin-Regime gelingen, sowohl 
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die NATO als auch die EU, die beide brüchig und instabil sind, zu destabilisie-

ren und zugleich Kräfte in ganz Europa zu stärken, die ein nationalkonserva-

tives, faschistoides oder faschistisches Projekt verfolgen. Die Bedrohung der 

europäischen Gesellschaften ist also primär eine politische. Konservative, li-

berale und sogar sozialdemokratische Parteien stellen sich dieser Entwicklung 

keineswegs entschlossen entgegen, sondern nutzen die autoritären Tenden-

zen ihrerseits, um den fossilen Entwicklungspfad zu verlängern und die Aus-

teritätspolitik durchzusetzen. Das entspricht ihren Vorstellungen selektiver 

Anpassung an die Erderhitzung. 

Was würde ein Erfolg Russlands im Krieg gegen die ukrainische Bevöl-

kerung bedeuten? Die Errichtung einer brutalen Besatzungsmacht über 

weite Teile des ukrainischen Territoriums, eine massive Fluchtbewegung 

innerhalb des Landes und nach Westen, umfassende Repression, Deporta-

tionen und Gefangenenlager. Das würde in eine Demoralisierung der Be-

völkerung in der Ukraine, eine Stärkung des russischen Faschismus sowie 

faschistischer Kräfte in der Ukraine und in ganz Europa münden. Setzt sich 

das Putin-Regime durch, werden sich andere autoritäre Regimes ermuntert 

sehen, weitere Eroberungskriege zu lancieren. Endet die bisherige Form 

dieses Krieges in der Ukraine mit einem Erfolg Russlands, wird das die 

Neuaufteilung der Welt zwischen den USA, China, Russland, der EU und 

den subimperialistischen Mächten wie Indien, Türkei, Brasilien in Ein-

flusssphären antreiben. Die von einigen Linken begrüßte multipolare Welt-

ordnung demokratisiert die Weltgesellschaft nicht, sondern eröffnet eine 

neue Runde von Kriegen um Einflusszonen.  

Die Staatsführungen der USA, Chinas und Russlands treiben jeweils auf 

ihre Weise die Aufteilung der Welt in Einflusssphären voran, in denen sie 

ihre uneingeschränkte Dominanz durchsetzen wollen. Die US-Führung macht 

Ansprüche auf Grönland, Panama und Kanada geltend. Die USA griffen Ve-

nezuela an und entführten den autoritären Präsidenten Maduro, der ihnen 

bereits weitgehenden Einfluss im Erdölsektor zugesichert hatte. Nun trans-

formieren die USA Venezuela unter Gewaltandrohung mit Teilen des Re-

gimes in eine Ressourcenkolonie. Allerdings geht es den USA nicht um das 

Öl selbst, sondern primär um die Kontrolle der Öl- und Ressourcenmärkte 

und Logistikketten, um damit Rivalen, vor allem China und Russland, die 

eigenen Spielregeln aufzuzwingen. Mit dem am 28. Februar eröffneten 

Krieg gegen den Iran wollen die USA nicht nur ein ihnen freundliches Regime 

(mit Teilen des bisherigen Regimes) installieren, sondern auch Kontrolle 

über Ölressourcen erlangen und die Ölversorgung Chinas beeinträchtigen. 

Putin, Trump und Netanjahu sind die Speerspitze der Nationalkonser-

vativen und Faschist:innen. Sie haben das Tor zur Barbarei aufgestoßen. 
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Setzen sie sich durch, werden Nachahmer:innen versuchen ganze Bevölke-

rungen zu vertreiben und nötigenfalls zu vernichten. Das ist ihre spezifische 

selektive Anpassung an die Erderhitzung, die zugespitzten imperialisti-

schen Rivalitäten und die offensichtliche Unmöglichkeit eines stabilen 

Wachstumsmodells, das sowohl eine befriedigende Profitabilität als auch 

stabilisierende Nachfrage unter den Gegebenheiten der energetischen und 

ökologischen Restriktionen erlauben würde (Zeller und Kreilinger 2025). 

Es ist richtig, sich auf die Seite des ukrainischen Widerstands zu stellen 

und diesen mit allen erforderlichen Mitteln und Waffen zu unterstützen, 

damit er die russischen Besatzungstruppen abwehren kann und sich in die 

bestmögliche Verhandlungsposition nicht nur gegenüber Russland, son-

dern auch den unterstützenden Staaten im „Westen“, die allesamt ihre ei-

genen Interessen durchsetzen wollen, bringen kann. 

 

5 Fazit : Erderhitzung, Aufrüstung und Solidarität 

zusammenbringen  

Die Erderhitzung und die abrupten Veränderungen des Erdsystems werden 

jeder gesellschaftlichen Auseinandersetzung den Stempel aufdrücken. Die 

Herrschenden reagieren mit einer Strategie der ungleichen selektiven An-

passung. Diese wird mit Massenvertreibungen und der Bedrohung des Le-

bens von Millionen von Menschen einhergehen, also barbarische Zustände 

normalisieren. Eine verschärfte imperialistische Rivalität um Ressourcen 

jeglicher Art, Logistiksysteme und Märkte wird sich in Landnahmen, Put-

schen und der militärischen Durchsetzung von Einflussgebieten äußern. 

Die langanhaltenden wirtschaftlichen Stagnationstendenzen, die auch 

durch einen Boom bei Künstlicher Intelligenz, bei gewissen Rohstoffen und 

im Rüstungsbereich nicht behoben werden, verschärfen den Wettbewerbs-

druck in vielen Bereichen, was die geoökonomische und geopolitische Ri-

valität zuspitzt. Die Trump-Administration versucht diese Herausforde-

rung mit harten protektionistischen Maßnahmen anzugehen, während die 

europäischen Staaten und China weiterhin eher auf offene Märkte setzen, 

aber keineswegs überall. 

Die Militarisierung und Aufrüstung sind sowohl eine der Quellen von 

Treibhausgasemissionen als auch ein Mittel der Herrschenden, um in der 

verschärften Rivalität zu bestehen beziehungsweise sich durchzusetzen. 

Die verschiedenen Imperialismen stützen sich auf die fossilen Energieträ-

ger. Ohne Kohle, Öl und Gas könnten sie ihre Expansionsstrategien nicht 

verfolgen. Doch die Rivalität über die Kontrolle von Öl und Gas und vor 
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allem deren Preise und Transportrouten ist wiederum eine Triebkraft, um 

die Aufrüstung und Militarisierung voranzutreiben. Das gilt besonders für 

Russland und die USA.  

Die russische Staatsführung um Putin führt den Krieg gegen die ukrai-

nische Bevölkerung, weil sie eine unabhängige und einigermaßen demokra-

tische Ukraine mit einer selbstbewussten Bevölkerung als Gefahr für ihre 

eigene Herrschaft ansieht. Sie knüpft ideologisch am Zar:innenreich an und 

stützt ihre Herrschaft auf moderne faschistische Methoden. Ein Sieg Russ-

lands gegen den Widerstand der Ukraine hätte verheerende Folgen zu-

nächst für die Menschen in der Ukraine. Viele müssten ihre Wohngebiete 

verlassen. Könnte sich Russland durchsetzen, gebe das nationalkonservati-

ven und faschistischen Kräften in Russland, in der Ukraine und in ganz Eu-

ropa bedeutenden Auftrieb. Bereits bedroht die russische Staatsführung 

auch die Gesellschaften im Baltikum und in Moldau. 

Die europäischen Regierungen unterstützen zwar die Ukraine finanziell 

und militärisch, aber bei Weitem nicht so, wie es nötig wäre, um die ukrai-

nische Bevölkerung wirksam zu schützen und die russische Invasion abzu-

wehren. Sie nehmen den Krieg jedoch zum Vorwand eine Aufrüstungspoli-

tik durchzusetzen, die der Verteidigung der Ukraine nicht dient, sondern 

Ausdruck der zugespitzten imperialistischen Rivalität und wirtschaftlichen 

Stagnation ist. Die Regierungen verlangen nun zynisch, die Menschen 

müssten den „Gürtel enger schnallen“, da sie über die Verhältnisse gelebt 

hätten. Sie wollen eine harte Kürzungs- und Austeritätspolitik durchsetzen. 

In einer ökosozialistischen Perspektive gehören der Widerstand gegen 

die Austeritätspolitik, der Kampf für Löhne und gute Arbeitsbedingen, der 

Kampf gegen die ökologische Zerstörung und für einen sozialökologischen 

industriellen Um- und Rückbau sowie die transnationale Solidarität mit 

den Menschen, die gegen Besatzung und Diskriminierung und für Selbst-

bestimmung kämpfen, untrennbar zusammen. Doch was heißt das konkret 

in der aktuellen Gemengelage für Europa? Einerseits gilt es den ukraini-

schen Widerstand gegen die russischen Besatzungstruppen wirksam so zu 

unterstützen, dass das Putin-Regime zur Einsicht kommt, den Krieg nicht 

weiterzuführen. Das schließt selbstverständlich die Lieferung wirksamer 

Waffen ein. Zuvorderst steht die Solidarität mit den Sozialist:innen, Femi-

nist:innen und Anarchist:innen in der Ukraine, die Widerstand gegen die 

russische Besatzung leisten und sich zugleich der neoliberalen Politik der 

Regierung unter Präsident Selenskyj widersetzen. 

Wenn wir eine solidarische und ökologische Perspektive für ganz Eu-

ropa – das ist nicht die EU – vertreten, müssen wir uns auch mit der auf 

vielfältige Weise bedrohten Sicherheit der Menschen auseinandersetzen 
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und konkrete politische Konzepte entwickeln. Diese Antworten müssen die 

Sicherheit für alle Menschen in Europa anstreben, und zwar in global soli-

darischer Verantwortung. Notgedrungen hat dieses Sicherheitsanliegen 

auch eine militärische Komponente. Zugleich müssen wir uns der Aufrüs-

tung aus gesellschaftlichen und ökologischen Gründen widersetzen. Wie 

lässt sich dieses Spanungsfeld oder dieses Dilemma auflösen? Im nachfol-

genden Artikel „Gesellschaftliche Sicherheit statt imperialer Unsicherheit 

in Europa“ versuche ich die Grundlagen für eine konsistente Antwort zu 

erarbeiten (Zeller 2026a) und diese schließlich in einer „ökosozialistischen 

Strategie der sozialen, ökologischen und militärischen Sicherheit“ zur Dis-

kussion zu verdichten (Zeller 2026b). 

 

Literatur  

Borrell, Josep (2020): Warum die strategische Autonomie Europas wichtig ist: 
European External Action Service (EEAS) 3 December. 
https://www.eeas.europa.eu/eeas/warum-die-strategische-autonomie-europas-wichtig-ist_de 

bpb, bicc (2011): Militarisierung: Bundeszentrale für politische Bildung und Bonn 
International Center for Conversion. 09/2011. 
https://sicherheitspolitik.bpb.de/de/m3/articles/militarisation 

Brooks, Robin (2024): Transshipments from Germany to Russia, 26 April, 
Brookings Institution: Washington, DC. 

Budraitskis, Ilya (2022): Putinismus: Eine neue Form von Faschismus. 
emanzipation 6 (2), S. 73–93. 

Budraitskis, Ilya (2023): Dieses Regime lässt sich nicht weiterentwickeln. 
emanzipation 17. Mai 2023. 

Cancian, Mark und Snegovaya, Maria (2025): The Unfinished Plan for Peace in 
Ukraine. Provision by Provision, November 24, Center for Strategic and 
International Studies, 15 S. https://www.csis.org/analysis/unfinished-plan-peace-
ukraine-provision-provision. 

Chesnais, François (2022): Von der Stagnation zur Regression. emanzipation 6 (1), 
S. 137-170. 

Clapp, Sebastian; Höflmayer, Martin; Lazarou, Elena und Pari, Marianna (2025): 
ReArm Europe Plan/Readiness 2030; Briefing (PE 769.566), April 2025, 
EPRS | European Parliamentary Research Service: Brussels. 

Crawford, Neta C. (2019): Pentagon Fuel Use, Climate Change,and the Costs of War, June 
12, 2019, Watson Institute International & Public Affairs, Brown University, 36 S. 
https://watson.brown.edu/costsofwar/files/cow/imce/papers/2019/Pentagon%20Fuel%20Use,

%20Climate%20Change%20and%20the%20Costs%20of%20War%20Final.pdf 
Cukier, Alexis (2025): Guerre impérialiste, militarismeenvironnemental et stratégie 

écosocialiste àl’heure du capitalisme des catastrophes. ContreTemps 11 
septembre 2025. https://www.contretemps.eu/militarisme-environnemental-ecosocialisme/. 

Denysenko, Vadym und Ivanyuk, Olga (2025): Північний морський шлях, або 
Чим Путін тримає Дональда Трампа (Die Nordostpassage oder wie Putin 
Donald Trump in der Hand hat). dsnews.ua, September 15, 2025. 

https://www.eeas.europa.eu/eeas/warum-die-strategische-autonomie-europas-wichtig-ist_de
https://sicherheitspolitik.bpb.de/de/m3/articles/militarisation
https://www.csis.org/analysis/unfinished-plan-peace-ukraine-provision-provision
https://www.csis.org/analysis/unfinished-plan-peace-ukraine-provision-provision
https://watson.brown.edu/costsofwar/files/cow/imce/papers/2019/Pentagon%20Fuel%20Use,%20Climate%20Change%20and%20the%20Costs%20of%20War%20Final.pdf
https://watson.brown.edu/costsofwar/files/cow/imce/papers/2019/Pentagon%20Fuel%20Use,%20Climate%20Change%20and%20the%20Costs%20of%20War%20Final.pdf
https://www.contretemps.eu/militarisme-environnemental-ecosocialisme/


Christian Zeller 

158 emanzipation · 10.1, März 2026, S. 129–160 

https://www.dsnews.ua/ukr/world/pivnichniy-morskiy-shlyah-abo-chim-putin-trimaye-

donalda-trampa-15092025-451170. 
Entous, Adam (2025): The Separation: Inside the Unraveling U.S.-Ukraine 

Partnership. New York Times, 30 January 2025. 
https://www.nytimes.com/interactive/2025/12/30/world/europe/ukraine-war-us-russia.html. 

European Commission (2025): White Paper for European Defence – Readiness 
2030, European Commission, Defence Industry and Space: Bruxelles, 21 S. 
https://defence-industry-space.ec.europa.eu/eu-defence-industry/white-paper-european-

defence-readiness-2030_en. 
Financial Times (2025): Read the full text of Trump’s 28-point Ukraine-Russia peace 

plan, Nov 21 2025. https://www.ft.com/content/79eefaf8-2fc1-47ac-9653-24cf6a0239f5. 
Friedlingstein, P., et al. (2025): Global Carbon Budget 2025. Earth Syst. Sci. Data 

Discuss. 2025, S. 1-139.. 
Hanieh, Adam (2024): Crude Capitalism: Oil, Corporate Power, and the Making of 

the World Market. London: Verso, 328 S. 
IEA (2025): World Energy Outlook 2025, November 2025, International Energy 

Agency: Paris, 518 S. 
IISS (2025): The Military Balance 2025 125 11 February 2025, International 

Institute for Strategic Studies (IISS), 528 S. 
Irish, John (2026): Macron says France now providing two thirds of intelligence to 

Ukraine. Reuters, January 15. https://www.reuters.com/business/aerospace-
defense/macron-says-france-now-providing-two-thirds-intelligence-ukraine-2026-01-15/. 

Irto, Giuseppe; Kharitonov, Ivan; Nishikawa, Taro und Trebesch, Christoph (2025): 
Ukraine Aid: How Europe Can Replace US Support; Kiel Policy Brief (186), 
March, Kiel Institute for the World Economy: Kiel, 34 S. 

Kiel Institut (2025): Ukraine Support Tracker: Europa kann Ausfall der US-Hilfen 
nicht ausgleichen, 10. Dezember, Kiel Institut für Weltwirtschaft. 
https://www.kielinstitut.de/de/publikationen/aktuelles/ukraine-support-tracker-europa-kann-

ausfall-der-us-hilfen-nicht-ausgleichen/. 
Le Monde (2025): Emmanuel Macron lance la construction du nouveau porte-

avions français, « l’illustration de la puissance de notre nation ». Le Monde, 
21 décembre. https://www.lemonde.fr/economie/article/2025/12/21/emmanuel-macron-
lance-la-construction-du-nouveau-porte-avions-francais-l-illustration-de-la-puissance-de-notre-

nation_6659043_3234.html. 
Lenton, Timothy M., et al. (2023): Quantifying the human cost of global warming. 

Nature Sustainability 2023/05/22. https://doi.org/10.1038/s41893-023-01132-6. 
Machado, Diogo und Louçã, Francisco (2026): Nouvelles et anciennes oligarchies – 

Les transformations du régime d’accumulation du capital. inprecor (740) 13 
janiver 2026. https://inprecor.fr/nouvelles-et-anciennes-oligarchies-les-transformations-du-
regime-daccumulation-du-capital. 

McGerty, Fenella und Dewey, Karl (2025): Global defence spending soars to new 
high: International Institute for Strategic Studies (IISS) 12 February 2025. 
https://www.iiss.org/online-analysis/military-balance/2025/02/global-defence-spending-

soars-to-new-high/. Zugriff 13 October 2025 
McLeary, Paul; O'Brien, Connor und Gould, Joe (2026): Trump calls for record $1.5 

trillion defense budget, a 50 percent jump. Politico, 7 January. 
https://www.politico.com/news/2026/01/07/trump-calls-record-defense-budget-00715298. 

metis (2025): Nationale Interdisziplinäre Klimarisiko-Einschätzung, Konsortium 
Nationale Interdisziplinäre Klimarisiko-Einschätzung; bestehend aus: Metis 

https://www.dsnews.ua/ukr/world/pivnichniy-morskiy-shlyah-abo-chim-putin-trimaye-donalda-trampa-15092025-451170
https://www.dsnews.ua/ukr/world/pivnichniy-morskiy-shlyah-abo-chim-putin-trimaye-donalda-trampa-15092025-451170
https://www.nytimes.com/interactive/2025/12/30/world/europe/ukraine-war-us-russia.html
https://defence-industry-space.ec.europa.eu/eu-defence-industry/white-paper-european-defence-readiness-2030_en
https://defence-industry-space.ec.europa.eu/eu-defence-industry/white-paper-european-defence-readiness-2030_en
https://www.ft.com/content/79eefaf8-2fc1-47ac-9653-24cf6a0239f5
https://www.reuters.com/business/aerospace-defense/macron-says-france-now-providing-two-thirds-intelligence-ukraine-2026-01-15/
https://www.reuters.com/business/aerospace-defense/macron-says-france-now-providing-two-thirds-intelligence-ukraine-2026-01-15/
https://www.kielinstitut.de/de/publikationen/aktuelles/ukraine-support-tracker-europa-kann-ausfall-der-us-hilfen-nicht-ausgleichen/
https://www.kielinstitut.de/de/publikationen/aktuelles/ukraine-support-tracker-europa-kann-ausfall-der-us-hilfen-nicht-ausgleichen/
https://www.lemonde.fr/economie/article/2025/12/21/emmanuel-macron-lance-la-construction-du-nouveau-porte-avions-francais-l-illustration-de-la-puissance-de-notre-nation_6659043_3234.html
https://www.lemonde.fr/economie/article/2025/12/21/emmanuel-macron-lance-la-construction-du-nouveau-porte-avions-francais-l-illustration-de-la-puissance-de-notre-nation_6659043_3234.html
https://www.lemonde.fr/economie/article/2025/12/21/emmanuel-macron-lance-la-construction-du-nouveau-porte-avions-francais-l-illustration-de-la-puissance-de-notre-nation_6659043_3234.html
https://doi.org/10.1038/s41893-023-01132-6
https://inprecor.fr/nouvelles-et-anciennes-oligarchies-les-transformations-du-regime-daccumulation-du-capital
https://inprecor.fr/nouvelles-et-anciennes-oligarchies-les-transformations-du-regime-daccumulation-du-capital
https://www.iiss.org/online-analysis/military-balance/2025/02/global-defence-spending-soars-to-new-high/
https://www.iiss.org/online-analysis/military-balance/2025/02/global-defence-spending-soars-to-new-high/
https://www.politico.com/news/2026/01/07/trump-calls-record-defense-budget-00715298


Übergang zur Barbarei? Klima, Krieg und ökosozialistische Dilemmata der Sicherheit 

emanzipation · 10.1, März 2026, S. 129–160 159 

Institut für Strategie und Vorausschau (Konsortialführung); Universität der 
Bundeswehr München, 66 S. 

Miller, Christopher (2026): Zelenskyy says 800 interceptors launched in Middle East 
in renewed call for Patriots. Financial Times, March 5. 
https://www.ft.com/content/923c67e7-99d0-4044-9228-8ae381369822#post-633cedd4-

74a7-4352-9a63-a6715b877d96. 
Mitrova, Tatiana und Corbeau, Anne-Sophie (2025): PetroStates and ElectroStates 

in a World Divided by Fossil Fuels and Clean Energy. The National Interest, 
May 27. https://nationalinterest.org/blog/energy-world/petrostates-and-electrostates-in-a-
world-divided-by-fossil-fuels-and-clean-energy. 

Murdoch, Benjamin (2025): US quietly removes sanctions from firms accused of 
supply-ing Russia’s military. Euromaidan Press, Decenber 19. 
https://euromaidanpress.com/2025/12/19/us-quietly-removes-sanctions-from-firms-accused-

of-supplying-russias-military/. 
NATO (2025): NATO's support for Ukraine: North Atlantic Treaty Organization. 

https://www.nato.int/en/what-we-do/partnerships-and-cooperation/natos-support-for-ukraine 
Perekhoda, Hanna (2025): La gauche et la question de la défense. Lignes de Mire 

(2) 30 août, S. 52-55. 
Pirani, Simon (2022): Die Grenzen des westlichen Wirtschaftskriegs mit Russland 

und das Scheitern der Klimapolitik. emanzipation 7 (1), S. 121-145.. 
Rathbone, John Paul (2025): Russian defence spending exceeds all of Europe 

combined, study finds. Financial Times, February 12. 
https://www.ft.com/content/93d44b5a-a087-4059-9891-f18c77efca4b. 

Ravinandrasana, Vecchia P. und Franzke, Christian L. E. (2025): The first 
emergence of unprecedented global water scarcity in the Anthropocene. 
Nature Communications 16 (1) 2025/09/23, S. 8281. 

Reuters (2026): Highlights of NATO chief's interview with Reuters. March 5, 2026. 
https://www.reuters.com/business/aerospace-defense/highlights-nato-chiefs-interview-with-

reuters-2026-03-05/ 
Roberts, Michael (2025a): The AI bubble and the US economy. 14 October 2025. 

https://thenextrecession.wordpress.com/2025/10/14/the-ai-bubble-and-the-us-economy/ 
Roberts, Michael (2025b): US economy: stagflation now more than a whiff. 14 

September 2025. https://thenextrecession.wordpress.com/2025/09/14/us-economy-
stagflation-now-more-than-a-whiff/ 

Robertson, Peter E. (2022): The Real Military Balance: International Comparisons 
of Defense Spending. Review of Income and Wealth 68 (3), S. 797-818. 

Robertson, Peter E. (2025): Military Purchasing Power, Military PPP Data. 
https://militaryppp.com/blog/ 

Schipani, Andres; Smyth, Jamie; Kay, Chris und Kaushik, Krishn (2026): Reprieve 
for India as US eases sanctions on buying Russian oil. Financial Times 
March 6. https://www.ft.com/content/f513bca3-507f-41ae-a95d-2bb906d3d9e9 

Serfati, Claude (2024): Un monde en guerres. Paris: textuel, 352 S. 
Serfati, Claude (2025): Union européenne - Des dividendes de la guerre ... mais pour 

qui? Chronique internationale de l'IRES (190 juin 2025), S. 27-47. 
Serfati, Claude (2026): Les systèmes militaro-industriels, noyau totalitaire du 

capitalisme contemporain. ContreTemps 5 janiver. 
https://www.contretemps.eu/systemes-militaro-industriels-noyau-totalitaire-capitalisme/. 

The Economist (2026): How big is the prize of reopening Russia?, February 17th. 
https://www.economist.com/finance-and-economics/2026/02/17/how-big-is-the-prize-of-reopening-russia. 

https://www.ft.com/content/923c67e7-99d0-4044-9228-8ae381369822#post-633cedd4-74a7-4352-9a63-a6715b877d96
https://www.ft.com/content/923c67e7-99d0-4044-9228-8ae381369822#post-633cedd4-74a7-4352-9a63-a6715b877d96
https://nationalinterest.org/blog/energy-world/petrostates-and-electrostates-in-a-world-divided-by-fossil-fuels-and-clean-energy
https://nationalinterest.org/blog/energy-world/petrostates-and-electrostates-in-a-world-divided-by-fossil-fuels-and-clean-energy
https://euromaidanpress.com/2025/12/19/us-quietly-removes-sanctions-from-firms-accused-of-supplying-russias-military/
https://euromaidanpress.com/2025/12/19/us-quietly-removes-sanctions-from-firms-accused-of-supplying-russias-military/
https://www.nato.int/en/what-we-do/partnerships-and-cooperation/natos-support-for-ukraine
https://www.ft.com/content/93d44b5a-a087-4059-9891-f18c77efca4b
https://www.reuters.com/business/aerospace-defense/highlights-nato-chiefs-interview-with-reuters-2026-03-05/
https://www.reuters.com/business/aerospace-defense/highlights-nato-chiefs-interview-with-reuters-2026-03-05/
https://thenextrecession.wordpress.com/2025/10/14/the-ai-bubble-and-the-us-economy/
https://thenextrecession.wordpress.com/2025/09/14/us-economy-stagflation-now-more-than-a-whiff/
https://thenextrecession.wordpress.com/2025/09/14/us-economy-stagflation-now-more-than-a-whiff/
https://militaryppp.com/blog/
https://www.ft.com/content/f513bca3-507f-41ae-a95d-2bb906d3d9e9
https://www.contretemps.eu/systemes-militaro-industriels-noyau-totalitaire-capitalisme/
https://www.economist.com/finance-and-economics/2026/02/17/how-big-is-the-prize-of-reopening-russia


Christian Zeller 

160 emanzipation · 10.1, März 2026, S. 129–160 

The White House (2025): The National Security Strategy of the United States of 
America, Dezember 5, The White House: Washington, DC., 29 S. 

The White House (2026): Military Budget, 10:41 pm, · 7 January 2026: X. 
https://x.com/WhiteHouse/status/2009017645685936165. 

Trebesch, Christoph, et al. (2026): The Ukraine Support Tracker: Which countries help 
Ukraine and how? (Ukraine Support Tracker — 27th release ( January 24, 2022 
to December 31, 2025; Kiel Working Paper (2218), Kiel Institute, 1-75 S. 

Trebesch, Christoph und Nishikawa, Taro (2026): Europe Steps Up: Ukraine 
Support After Four Years of War; Kiel Policy Brief (203), Kiel Institute for 
the World Economy, 15 S. 

UNEP (2025): The Emissions Gap Report 2025. Off target. Continued collective 
inaction puts global temperature goal at risk, Noember 2025, United Nations 
Environment Programme (UNEP): Nairobi, 54 S. 

USDT (2025): Iran-related Designations; International Criminal Court-related 
Designations; Russia-related Designations Removals; … Press Release, 
December 18, US Department of Treasury, Office of Foreign Assets Control: 
Washington, DC. https://ofac.treasury.gov/recent-actions/20251218. 

Xu, Chi, et al. (2020): Future of the human climate niche. Proceedings of the 
National Academy of Sciences 117 (21), S. 11350-11355. 
https://www.pnas.org/content/pnas/117/21/11350.full.pdf. 

Zeller, Christian (2023): Fossile Gegenoffensive – Grüner Kapitalismus ist nicht in 
Sicht. emanzipation 7 (2), S. 221-252. https://emanzipation.org/2023/08/fossile-
gegenoffensive-gruener-kapitalismus-ist-nicht-in-sicht/. 

Zeller, Christian (2024): Dunkle Energie: Europas fossile Finanzierung von Putins 
Krieg. emanzipation 25. Juli 2024. https://emanzipation.org/2024/07/dunkle-
energie-europas-fossile-finanzierung-von-putins-krieg/. 

Zeller, Christian (2025a): Das Scheitern des grünen Kapitalismus. Analyse und 
Kritik  (720), 18. November, S 10. 

Zeller, Christian (2025b): Russische Vermögenswerte der Ukraine übergeben! 
emanzipation 20. Dezember. https://emanzipation.org/2025/12/russische-

vermoegenswerte-der-ukraine-uebergeben/. 
Zeller, Christian (2026a): Die Welt von 1990 löst sich auf. emanzipation, 5. Januar 

2026. https://emanzipation.org/2026/01/die-welt-von-1990-loest-sich-auf. 
Zeller, Christian (2026b): Gesellschaftliche Sicherheit in Europa statt 

imperialistischer Unsicherheit. emanzipation 10 (1), S. 161–196. 
Zeller, Christian (2026c): Ökosozialistische Strategie der sozialen, ökologischen und 

militärischen Sicherheit. emanzipation 10 (1), S. 197–212. 
Zeller, Christian und Kreilinger, Verena (2025): Why non-fossil capitalism is 

impossible. Paper presented at Marx in the Anthropocene, Orthotes Editrice, 
Napoli, Venice 

 
 

Christian Zeller ist Mitglied der Redaktion der Zeitschrift emanzipation – 

Zeitschrift für ökosozialistische Strategie, langjähriger ökosozialistischer 

Aktivist in der Schweiz, Deutschland und Österreich und Autor des Buches 

„Revolution für das Klima. Warum wir eine ökosozialistische Alternative 

brauchen" (2020) und Co-Autor des Buches "Ökosozialismus: Positionen des 

klassischen Marxismus – Debatten heute" (2023). 

https://x.com/WhiteHouse/status/2009017645685936165
https://ofac.treasury.gov/recent-actions/20251218
https://www.pnas.org/content/pnas/117/21/11350.full.pdf
https://emanzipation.org/2023/08/fossile-gegenoffensive-gruener-kapitalismus-ist-nicht-in-sicht/
https://emanzipation.org/2023/08/fossile-gegenoffensive-gruener-kapitalismus-ist-nicht-in-sicht/
https://emanzipation.org/2024/07/dunkle-energie-europas-fossile-finanzierung-von-putins-krieg/
https://emanzipation.org/2024/07/dunkle-energie-europas-fossile-finanzierung-von-putins-krieg/
https://emanzipation.org/2025/12/russische-vermoegenswerte-der-ukraine-uebergeben/
https://emanzipation.org/2025/12/russische-vermoegenswerte-der-ukraine-uebergeben/
https://emanzipation.org/2026/01/die-welt-von-1990-loest-sich-auf

